
Die aktuellen Arbeitsmarktzah-
len für Berlin und Brandenburg
offenbaren eine Katastrophe:
700.000 Menschen suchen einen
Job. Auch die verdeckte Arbeitslo-
sigkeit ist höher als befürchtet.
Statt der prognostizierten 270.000
sind in der Region inzwischen
300.000 Empfänger von Arbeits-
losengeld II registriert. Der im-
mensen Zahl der Erwerbslosen
stehen lediglich 12.894 gemelde-
te offene Stellen gegenüber. Da
helfen weder Hartz IV noch wei-
terer Einschnitt zu Lasten der Be-
troffenen: Wenn selbst theore-
tisch nur für 1,8 Prozent aller Job-
suchenden ein neuer Arbeitsplatz
zur Verfügung steht, dann läuft
die gepriesenste „Reform“ ins
Leere. „Wo keine Arbeit ist, da

kann auch nichts vermittelt wer-
den“, kritisiert Dieter Scholz,
DGB-Chef von Berlin-Branden-
burg. Er sieht den Arbeitsmarkt der
Region „tief in der Sackgasse“. Al-
lein innerhalb eines Monats seien
weitere 11.000 sozialversiche-

rungspflichtige Stellen abgebaut
worden. Krücken wie Personal-
service-Agenturen und Ich-AG
seien zu kostspielig und ineffek-
tiv. Die so genannten Ein-Euro-
Jobs weckten zudem Begehrlich-
keiten in Teilen der Wirtschaft.
Sie dürften jedoch „reguläre Ar-

beitsplätze nicht verdrängen und
nicht für kommunale Pflichtauf-
gaben missbraucht werden“, so
Scholz. Auf der 2. Arbeitslosen-
konferenz des DGB Mitte Febru-
ar wurde eine effektive Überprü-
fung der Ein-Euro-Jobs gefordert.
Sie müssten Integrationsangebo-
te sein und der Qualifikation der
Erwerbslosen entsprechen.

Angesichts der Rekordgewinne
der Wirtschaft sei der „erneute
Anstieg der Arbeitslosenzahlen ein
unerträglicher Zustand“, schimpft
auch DGB-Chef Michael Som-
mer. Er beklagt, dass „Unterneh-
men ihrer Verantwortung für den
Standort Deutschland nicht nach-
kommen und ihre Milliardenge-
winne nicht investieren“. Tat-
sächlich hätten die Wirtschafts-

verbände, arbeitgebernahe Initia-
tiven, Wissenschaftler und die
maßgeblichen Medien es fertig
gebracht, im Lande eine Stim-
mung zu erzeugen, die nach
Sommer „die falsche Medizin für
unseren kranken Arbeitsmarkt“
darstellt. Sie suggeriere, dass die
Unternehmensgewinne zu Lasten
der Arbeitnehmereinkommen wei-
ter steigen müssten, um Auf-
schwung zu sichern. Nach Art der
Deutschen Bank? Unternehmer-
forderungen nach weiteren Ein-
schnitten ins soziale Netz und
dem Abbau von Mitbestimmungs-
rechten sieht der DGB als „Ablen-
kungsmanöver von der Arbeits-
marktmisere, die in erster Linie
die Wirtschaft zu verantworten
hat“. Angesichts eines 30-Jahres-
Hochs der deutschen Unterneh-
mensgewinne endlich klare Wor-
te. Umsteuern jetzt! forderte der
DGB Ende Januar auf einem Kon-
gress zur „Zukunft der sozialen
Sicherung“. Höchste Zeit! neh
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Gewerkschaften

fordern Kurswechsel

Nun also die Studenten. Zwar drohen in Berlin und Brandenburg die Studiengebühren womöglich erst
2006, doch wo Bildung mit Eintrittsgeld belastet und Lehre zur Dienstleistung herabgewürdigt werden
soll, ist Zukunft in Gefahr. So sahen es auch Berliner Studierende zur Demo am 3. Februar.
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Meinungsmache geht alle
an! – Medien im Griff der
Wirtschaftsmacht
Einstiegsreferate und anschlie-
ßende Diskussion mit Prof. Ru-
dolf Speth (FU Berlin), Markus
Brauck (Frankfurter Rundschau),
Dr. Hans-Jürgen Arlt (Publizist,
ehemaliger Pressesprecher des
DGB).
Wie kommt es, dass wir in den
tonangebenden Medien fast aus-
schließlich neoliberale Thesen zu
lesen, zu hören und zu sehen
bekommen? Wer zieht hinter
den Kulissen die Fäden? Wie
sieht es in den Redaktionen aus?
Warum erscheinen Gewerk-
schaften nur als „Blockierer“? 
Die Veranstaltung will diese Vor-
gänge durchschaubar machen
und Konsequenzen für die ge-
werkschaftliche Öffentlichkeits-
arbeit erörtern.
Wann? Dienstag, 15. März
2005, 18.00 Uhr
Wo? ver.di-Haus Köpenicker-
str. 30, 6. Stock, Raum 6.06

Einladung

Kein Rezept für den
siechen Arbeitsmarkt
700 000 Jobsuchende in der Region und nicht mal 13 000 Stellen



Was ist eine Zwiebelfisch-Ko-
lumne? Wenn sie von Bastian Sick
verfasst wurde, handelt es sich
um eine unterhaltsame Abhand-
lung über Fallen, in die man beim
Sprachgebrauch tappen kann: die
massenhaft falschen Apostroph´s,
die fatalen Getrenntschreibungen
infolge Rechtschreibreform, das
Elend mit dem Bindestrich, der
richtige oder falsche Einsatz von
um oder über und dergleichen
mehr. Nachdem PISA erhebliche
Versäumnisse in der Rechtschrei-
bung unbarmherzig bescheinigt
hat, sollten auch alle professionell
und öffentlich Schreibenden in
sich gehen und eigene Wissens-

lücken nicht länger klaffen lassen.
Der Autor erweist sich rundum

als kenntnisreich und kompetent.
Und eines zeichnet sein Buch
ebenfalls aus – es ist so wenig be-
lehrend, dass man sich fast
scheut, es lehrreich zu nennen.
Mir hat es beim Lesen regelrecht
Spaß bereitet. Außerdem kann
man es ebenso von vorn nach
hinten wie umgekehrt benutzen
oder in der Mitte ein beliebiges
Kapitel aufschlagen. Überall trifft
man auf brauchbare Hinweise,
verschlüsselt in unterhaltsamen
Texten. Das Geschriebene zeigt,
sagt der Autor, „wie man sich mit
der Machete einen Weg durch
widerspenstiges grammatisches
Gebüsch schlagen kann, es führt
Sie um syntaktische Fallgruben
herum, weist Sie auf orthographi-
schen Treibsand hin und bringt Sie
sicher übers stilistische Glatteis“. 

Im Anhang reicht ein kleines
ABC von Administration / Regie-
rung bis Zyprer / Zyprioten – nicht
die einzige Möglichkeit zum
Nachschlagen; es gibt hilfreiche
Tabellen, beispielsweise über den
Gebrauch von Genitiv und Dativ,
problematische Fremdwörter in
Ein- und Mehrzahl, sinnverwand-
te Begriffe, unregelmäßige Ver-
ben und mehr. Was sagen will,
dass man es mit einem prakti-
schen Handbuch beim täglichen
Schreiben zu tun hat. Eines, das
mir am Herzen liegt, habe ich al-
lerdings vermisst: die Auseinan-
dersetzung mit dem überborden-
den Gebrauch englischer Begrif-
fe, wo es deutsche ebenso oder
besser tun.

Entstanden ist das schmale Buch
aus den Spiegel-online-Zwiebel-
fisch-Kolumnen. Wer mehr wis-
sen möchte, findet im Internet

„Zwiebelfischchen“, von Lesern
eingesandt, auch werden dort
Fachfragen beantwortet – ob es
sich nun um die Herkunft des
Wortes Nagelprobe handelt oder
das Problem, ob man an Ostern
oder zu Ostern sagt.

Bleibt die Frage: Was ist ein
Zwiebelfisch? Kenner der schwar-
zen Kunst aus der Zeit vor der
flächendeckenden Einführung des
PC wissen: Es ist ein Buchstabe,
der aus einer anderen Schrift fäl-
schlich irgendwo dazwischen ge-
raten ist. Der Name stammt also
aus der bildhaften Sprache der Set-
zer und Drucker seligen Angeden-
kens, wo es auch Hurenkinder,
Hochzeit, Pachulke und Ähnliches
gab. Aber das ist wieder ein ande-
res Thema. Annemarie Görne
Bastian Sick: Der Dativ ist dem Genitiv
sein Tod. Verlag Kiepenheuer & Witsch
2004. 230 Seiten. 8,90 Euro. ISBN 3-
462-03448-0.

Für alle, die in der Druckindu-
strie und in der Papier, Pappe

und Kunststoffe verarbeitenden
Industrie beschäftigt oder auch
nicht mehr beschäftigt sind, ste-
hen die Zeichen auf Sturm. Die
jetzige Tarifrunde ist kaum ver-
gleichbar mit denen der vergan-
genen Jahre. In beiden Branchen
sind die Manteltarifverträge (MTV)
von den Unternehmerverbänden
gekündigt. In der Papierverarbei-
tung ist der MTV bereits seit 1. Ja-
nuar in der Nachwirkung. Der für
die Druckindustrie gilt nur noch
bis zum 31. März.

Warum ist diese Tarifrunde von
solcher Bedeutung, und zwar
nicht nur für unsere Branchen,
sondern darüber hinaus für die Ar-
beiter- und Gewerkschaftsbewe-
gung im ganzen Land? In diesen
Manteltarifverträgen sind die Er-
rungenschaften erfolgreicher und
zum Teil mit großer Härte geführ-
ter Tarifkämpfe fest geschrieben.
Der IG Druck und Papier und da-
nach der IG Medien ist es immer
wieder gelungen, ihre Mitglieder
– und in vielen Fällen auch Nicht-
mitglieder – zu mobilisieren, ge-
meinsame Stärke zu entwickeln
und Forderungen durchzusetzen:
50 Prozent Urlaubsgeld, 95 Pro-
zent Jahresleistung, Maschinenbe-
setzungsregelungen (die Zahl und
Qualifikation für Arbeitsplätze an
den Maschinen festlegen), der
Lohnrahmentarifvertrag, Zuschlä-
ge für Überstunden, für Schicht-
arbeit, insbesondere für Nachtar-

beit und die in den Zeitungs- und
Zeitschriftenbetrieben notwendi-
ge Wochenendarbeit, für die an-
deren Betriebe der freie Samstag
und die 35-Stundenwoche. 

All dieses sind Erfolge, die für
uns, die wir sie erkämpft und bis

heute verteidigt haben, keinen
Luxus darstellen. Tarifnormen
sind Mindestnormen. Sie sind
Ausdruck des aufrechten Gangs.
Diese Regelungen garantieren
nicht mehr und nicht weniger als
ein vernünftiges Einkommen,
akzeptable Arbeitsbedingungen
und den hohen Qualitätsstandard
der von uns gefertigten Produkte.
Sie haben für die Betriebe wie für
die Beschäftigten die so zahlrei-
chen und einschneidenden tech-
nologischen Umbrüche und An-

passungsleistungen der letzten
drei Jahrzehnte flexibel geregelt
und überhaupt erst ermöglicht:
vom Blei über den Fotosatz bis
zum digitalen Satz, vom Hoch-
zum Offsetdruck und von dort
zum digitalen Druck, von der Fa-

denbindung zu vollautomatisier-
ten Bindestraßen. Sie geben vor,
dass in allen Zweigen und in allen
Betrieben der Branchen dieselben
Bedingungen gelten.

Damit soll nun nach Auffas-
sung der Unternehmer Schluss
sein. Es geht ihnen bei den lau-
fenden Treffen nicht mehr ums
Verhandeln im Wortsinn: Von
ver.di und von uns allen wird die
schlichte Unterwerfung unter ihr
Diktat verlangt. Radikale Be-
schneidung der Zuschläge, Redu-

zierung der Maschinenbesetzun-
gen, der Samstag als Regelar-
beitstag, Arbeitszeitverlängerung
auf bis zu 40 Stunden in der Wo-
che, unbezahlt versteht sich, wei-
tere Flexibilisierung der Arbeits-
zeiten, keine Übernahme der
Azubis mehr. Sollte diesen Zumu-
tungen nicht nachgegeben wer-
den, so wird unverhohlen ge-
droht, gibt es keine Flächentarif-
verträge mehr.

Wir alle kennen das Umfeld, in
dem sich diese „Tarifrunde“ ab-
spielt. Wir wissen um das Be-
triebssterben gerade in Berlin-
Brandenburg. Uns allen sitzen die
Arbeitslosigkeit und Hartz IV im
Nacken. Viele von uns haben
Angst – um den Arbeitsplatz, die
Existenz der Familien, um die Zu-
kunft. Und wir wissen alle: Angst
essen Seele auf. Wir wissen aber
auch aus Kämpfen, die wir mal
mit mehr, mal mit weniger Erfolg
bestanden haben: Wenn es uns
gelingt, diese Angst zu überwin-
den, wenn wir feststellen, mit uns
stehen mehr Kolleginnen und
Kollegen auf, und mehr Men-
schen bestärken uns darin, dass
wir völlig zu Recht für unsere For-
derungen kämpfen, dann wächst
der Mut. Und mit dem Mut und
mit dem Gegendruck wächst die
gemeinsame Kraft. Denn soviel
ist nach dem Tarifabschluss im
Öffentlichen Dienst klar: Wir wer-
den unsere Errungenschaften nur
dann erfolgreich verteidigen,
wenn wir darum kämpfen. 
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Mit dem

Mut wächst

die Kraft

Auf ein Wort
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Constanze Lindemann, Vorsitzende des 
ver.di-Landesfachbereichs Medien, Kunst und Industrie

Kiepenheuer & Witsch

Im Irrgarten der

deutschen Sprache

BUCHTIPP



Der Vorschlag schlug Anfang
Januar heftig ein: Der Berliner
Verleger Hans-J. Heinrich bot dem
Kulturstaatsministerium an, mit
20.000 Ein-Euro-Kräften Bücher,
Gemälde und anderes Kulturgut
digital zu archivieren. Einige Wo-
chen wurde das Vorhaben disku-
tiert, dann nannte Kulturstaatsmi-
nisterin Christina Weiss den Vor-
schlag „befremdlich“.

Mag der Vorstoß besonders
dreist gewesen sein, atypisch für
den Umgang mit dem seit 1. 
Januar im Rahmen von „Hartz
IV“ geschaffenen Instrument des
Ein-Euro-Jobs ist der Fall nicht.
„Es wird von Tag zu Tag deutli-
cher, dass wir es mit einem mas-
siven Problem zu tun haben“,
sagt Olaf Zimmermann, Ge-
schäftsführer des Deutschen Kul-
turrates. Der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände hat Mitte
Januar alle Kultureinrichtungen
im Lande aufgefordert, ihren ge-
planten Einsatz von Ein-Euro-Job-
bern zu melden. Olaf Zimmer-
mann: „Der Rücklauf ist enorm.
Durchschnittlich sechs Mails ge-
hen jeden Tag bei uns ein, die
zwar noch keinen repräsentati-
ven Querschnitt abbilden, aber
bereits sehr interessante Ergeb-
nisse zu Tage fördern.“

Klar zeichne sich ab, dass vor
allem kleine Kultureinrichtungen
auf die für sie kostenlosen Ar-

beitskräfte zurückgreifen. Beson-
ders stark sei die Nachfrage, so
Zimmermann, bei Bibliotheken,
soziokulturellen Zentren sowie
Museen: „Gerade hier drängen die
Kommunen, die ja die Geldgeber
dieser Einrichtungen sind und un-
ter ständigem Sparzwang stehen,
Ein-Euro-Kräfte einzusetzen“.

Im konkreten Einzelfall wird
deutlich, wie flexibel die Vorgaben
für den Einsatz der Billigstkräfte
interpretiert werden. Laut Sozial-
gesetzbuch II (SGB II oder auch
Hartz IV) sollen erwerbsfähige Be-
zieher des Arbeitslosengeldes II
Jobgelegenheiten erhalten, die
im öffentlichen Interesse liegen,
zusätzlich und arbeitsmarktpoli-
tisch zweckmäßig sein müssen.

Die Realität sieht dann etwa so
aus wie bei einem kleinen staatli-
chen Theater in Berlin, das zum
Schutz der Betroffenen nicht na-
mentlich erwähnt sein soll: Inner-

halb von zwei Jahren müssen
hier, laut Auskunft eines Perso-
nalratsmitgliedes, vierzig von 121
Stellen abgebaut werden, 31 sind
bereits „geschafft“. „Selbstver-
ständlich geht es nun darum, die
liegen gebliebene Arbeit zumin-
dest teilweise mit Ein-Euro-Job-
bern zu erledigen“, sagt das Per-
sonalratsmitglied. Acht Leute
sind bereits vor Weihnachten, da
noch auf freiwilliger Basis mit
1,50 Euro pro Stunde, von einer
Agentur an das Theater vermittelt
worden. Der äußeren Form nach
sind keine groben Verstöße ge-
gen die Ein-Euro-Vorgaben ge-
macht worden. Dass ALG II-Be-
zieher hier nicht zusätzliche Auf-
gaben, sondern die Arbeit vor-
mals regulär Beschäftigter erledi-
gen, ist schwer nachweisbar.
Doch in mindestens einem Punkt
haben sich die Personalverant-
wortlichen des Theaters nicht an
die Vorgaben gehalten: Sie ha-
ben den Personalrat nicht einbe-
zogen. Im ver.di-Bundesvorstand,
Bereich Mitbestimmung, sieht
man darin einen Verstoß. „Der
Betriebsrat bzw. Personalrat hat
vor jeder Einstellung einer/eines
1-2 Euro-Jobberin/Jobbers nach §
99 BetrVG bzw. § 75 Absatz 1
Ziff. 1 § 77 BPersVG mitzubestim-
men“, heißt es in einer Informati-
onsschrift zu den Rechten und
Möglichkeiten der betrieblichen
Interessenvertretung bei Ein-Eu-
ro-Jobs.

Auch beim Staatstheater Cott-
bus haben die Beschäftigten nur
durch Zufall erfahren, dass seit
Spätherbst 2004 „vier oder fünf“
1,50 Euro-Jobber in ihren Reihen
arbeiten. „So weit wir das über-
blicken, werden diese Leute ein-
gesetzt wie alle anderen Kolle-
gen“, sagt Helga Bunke von
ver.di Cottbus. „Sie arbeiten im
Besucherservice, in der Technik,
in der Werkstatt.“

Zwar sind beim Staatstheater
bisher noch keine regulär Be-
schäftigten entlassen worden,
doch die Gefahr sei groß, dass
gerade wegen des Billigangebo-
tes nun Stellen abgebaut werden,
so Helga Bunke.

Für die Vermittlung von Ein-Eu-
ro-Jobbern in Brandenburg ist die
Kompetenzagentur zuständig, ei-
ne Tochtergesellschaft des Berli-
ner Sozialpädagogischen Instituts
(SPI), das obendrein in Cottbus
ein von der Bundesagentur für
Arbeit gefördertes Modellprojekt
„Jugend at work“ betreibt. Unge-
fähr zwanzig jugendliche, schwer
vermittelbare Arbeitslose seien
darüber auf Ein-Euro-Basis in Cott-
buser Kulturstätten vermittelt wor-
den; neben dem Staatstheater
auch in das „Theater Native C“,
das „Piccolo Theater“, die Kunst-
sammlung der Brandenburgischen
Kulturstiftung, Bibliotheken und
Museen, erklärt die Projektleiterin
von „Jugend at work“, Britt Ban-
nert. Die Nachfrage hält an.

blickpunkt
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„Das Grundproblem besteht
darin, dass die meisten Theater in
den letzten Jahren so viel Personal
verloren haben, dass sie es sich
gar nicht leisten können, auf Ein-
Euro-Jobber zu verzichten“, sagt
Sabine Schöneburg vom ver.di-
Landesbezirk Berlin-Brandenburg.
Gewerkschaftern und Personal-
bzw. Betriebsräten fehle bisher
der nötige Überblick über den
Einsatz von Billigkräften. „Der
Fachgruppen-Vorstand plant eine
Analyse der Situation, damit wir
auf einer soliden Grundlage Ver-
stöße anprangern können.“

Olaf Zimmermann vom Deut-
schen Kulturrat wünscht sich
schon jetzt klarere Worte seitens
der Gewerkschaften. „Ein-Euro-
Jobs im Kulturbereich sind ein El-
dorado für die Vermittlung von
langzeitarbeitslosen Akademi-
kern, obwohl die Jobs gar nicht
für diese Gruppe gedacht wa-
ren.“ Im Kulturbereich, der seit
langem unter Mittelkürzungen
leide und in dem es ohnehin we-
nig Dauerarbeitsplätze gebe, dro-
he so „die schleichende Vernich-
tung von Stellen und Verdienst-
möglichkeiten“. Eine solche Ver-
drängung sei unökonomisch und
habe nichts mit einer Arbeits-
marktreform zu tun, so Zimmer-
mann. Da im Moment niemand
exakt weiß, wie viele Ein-Euro-
Jobber im Kulturbereich einge-
setzt werden und welche Arbei-
ten sie tatsächlich verrichten,
könnte noch manch spannender
„Fall“ bekannt werden. 

Gudrun Giese

Klare Worte gegen

Missbrauch wären nötig

Hauptsache billig
Ein-Euro-Jobs im Kulturbereich – ein massives Problem 

anzeige

Der Einsatz von Billigjobbern wird eher hinter den Kulissen gehalten

Foto: transit/v. Polentz
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Berichte

A.F.: 30 Fotografen und Fotogra-
finnen, Bildkünstler und -künstle-
rinnen aus dem Verband Arbei-
terfotografie und darüber hinaus
machten sich auf vielfältige Wei-
se auf die Suche nach dem ver-
schwundenen Reichtum. Dabei
verwenden sie unterschiedliche
Mittel. Einzelfotos sind ebenso
vertreten wie Bildserien, Reporta-
gen, Collagen und Montagen. Ei-
nige streifen regionale Bezüge,
andere thematisieren bundespoli-
tische Ereignisse. Doch alle
Künstler wollten mit ihren Arbei-
ten einen Beitrag zum Wider-
stand gegen die Politik des globa-
len Kapitals leisten. 

Man könnte die Ausstellung als
Beitrag zu den Protesten gegen
Hartz IV verstehen. War das be-
absichtigt?
A.N.: Tatsächlich ist das Konzept
der Ausstellung vor den Hartz-Pro-
testen erarbeitet worden. Wir ha-
ben dann im Laufe des Jahres Ar-
beiten bekommen, die sich in viel-
fältiger Weise mit den Protesten
befassen. Wir waren also wieder
einmal aktueller, als uns lieb ist.

Vom 8. Januar bis 6. Februar
2005 wurde in der Medien Gale-
rie die Ausstellung „Rettet den
Reichtum – Die Politik des globa-
len Kapitals und der Widerstand
dagegen" gezeigt. Im Beipro-
gramm fand am 9. Januar eine
Konferenz „Die Medien und der
globale Krieg nach innen und
außen" statt. Anneliese Fikent-
scher (A.F.) und Andreas Neu-
mann (A.N.) vom Bundesverband
Arbeiterfotografie organisierten
die Ausstellung und beantworte-
ten unsere Fragen.

Wer hatte die Idee zu der Ausstel-
lung?
A.F.: Der Bundesverband Arbei-
terfotografie stellt seine alljährli-
che Ausstellung unter ein be-
stimmtes Thema. 2003 ging es
um die Problematik des Woh-
nens. Die Ausstellung war
zunächst in Frankfurt/Main ge-
zeigt worden. Für 2004 haben
wir uns auf das Thema Sozialab-
bau geeinigt.

Und wie wurde das Thema um-
gesetzt?

Manche der Plakate erinnern 
an Arbeiten des Grafikers Klaus
Staeck. Der hatte in den 70er Jah-
ren des letzten Jahrhunderts des-
halb Ärger mit Justiz und Politi-
kern. Gab es bei Ihnen ähnliche
Probleme?
A.N.: Es ist richtig, dass unsere
Arbeiten formal auch von Klaus
Staeck beeinflusst sind, inhaltlich
allerdings mehr von John Heart-
field. Juristische Probleme hatten
wir bisher nicht. Es gibt immer
zwei Strategien im Umgang mit
unbequemer Kunst. Entweder
man geht mit scharfen Mitteln
dagegen vor, oder man schweigt
sie tot. So mussten eben einige
Museen gerade umbauen, als wir
anfragten. Wir werden nicht ver-
boten, aber man versucht, uns
totzuschweigen.

A.F.: Daher sind wir sehr froh,
dass die Mediengalerie uns wie-
der die Gelegenheit gegeben hat,
unsere Arbeiten zu präsentieren.
2002 wurde unsere Ausstellung
„Der Krieg begann nicht am 11.
September" ebenfalls hier ge-
zeigt.

Eine eintägige Konferenz unter
dem Titel „Die Medien und der
globale Krieg nach innen und
außen" stand am Beginn der 
Ausstellung. Wo ist der inhaltli-
che Zusammenhang zu den Bil-
dern?
A.N.: Die Konferenz betrachten
wir als thematische Ergänzung
und Erweiterung. Es geht um die
vertiefte Analyse des Zusammen-
spiels von sozialen und wirt-
schaftlichen Aspekten im Inland
und internationalen Aspekten.
Der Zusammenhang zwischen
dem Krieg nach innen, also der
sozialen Demontage in den Indu-
strieländern, und dem Krieg nach
außen sowie die Rolle der Medien
dabei war eine Frage, der sich
verschiedene mit der Thematik
befasste Kollegen widmeten.

Kann eine solche Ausstellung
Menschen beeinflussen?
A.N.: Wir können als Arbeiterfo-

tografen eine Stimulanz für politi-

sche Arbeit geben. Menschen
werden angeregt und kommen
vielleicht auf neue Ideen.

A.F.: Wir wollen auch Gedan-
kensperren und -verbote durch-
brechen. Dazu ist auch das Mittel
der künstlerischen Provokation
nötig. Kontroverse Debatten sind
erwünscht.

Hat die Arbeiterfotografie schon
ein Thema für das neue Jahr be-
nannt?
A.F.: Noch nicht. Zunächst wol-
len wir uns vorrangig um die Wei-
terverbreitung der Ausstellung
kümmern. Dabei werden wir
auch mit Attac kooperieren. 

Interview: Peter Nowak

Nicht mehr verboten, 
sondern totgeschwiegen!
Medien Galerie zeigte Ausstellung des BV Arbeiterfotografie

Bildreportagen, Einzelfotos und Montagen stellte der Bundesver-
band Arbeiterfotografie zu einer sehenswerten Schau zusammen

Vorschau

„Nur Frauen“
Ab 7. März werden in der Medi-
en Galerie unter dem Motto
„Nur Frauen” Frauenbildnisse,
Tafelmalerei und Zeichnungen
des Malers und Grafikers Kurt-
Hermann Kühn (1926 – 1998)
gezeigt. Ergänzt wird die Aus-
stellung anlässlich des Interna-
tionalen Frauentages durch
Handzeichnungen, Aquarelle
und Miniaturen von Marianne
Kühn (geb. 1926).

Neues Ehrenmiglied des Bun-
desverbandes: Gabriele Senft

Fotos: transit/v. Polentz
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Berichte

Wenn sich fremdenfeindliche
Übergriffe auf Flüchtlinge und
MigrantInnen häufen oder ein
von Neonazis geplanter Anschlag
auf eine jüdische Einrichtung in
letzter Minute verhindert werden
kann, dann kommt Rechtsextre-
mismus als Thema auch auf die
Titelseiten und in Spitzenmeldun-
gen. Doch zum alltäglichen Ge-
schäft der Medien gehört die Be-
richterstattung über Rechtsaußen
nicht. Umso wichtiger, dass mit
dem „Blick nach Rechts“ (BnR)
seit gut zwanzig Jahren ein Infor-
mationsdienst existiert, der konti-
nuierlich die rechte Szene von
den Republikanern bis zur NPD,
von einzelnen „Kameradschaf-
ten“ bis zu europaweiten Nazi-
Netzwerken beobachtet.

„Unsere Demokratie hält eine
Menge aus, doch den Aktivitäten
des rechtsextremen Spektrums
muss entschieden etwas entge-
gengesetzt werden“, sagt Klaus-
Henning Rosen, früher Büroleiter
bei Willy Brandt und 1984 einer
der Initiatoren, den „Blick nach
Rechts“ in SPD-Regie zu über-
nehmen. Die Ursprünge des Me-
diums lagen einige Jahre früher in
München: Kurt Hirsch, einst Mit-
glied der österreichischen KP und
in den sechziger Jahren engagiert

gegen die erstarkende NPD, brach-
te den Informationsdienst zu-
nächst monatlich, später 14-täg-
lich heraus. Er verstand es, re-
nommierte AutorInnen – etwa
Walter Jens, Ingeborg Drewitz,
Bernd Engelmann, Günter Wall-
raff und andere – für die Mitar-
beit zu gewinnen. Doch bereits
1982 stand der Dienst wegen fi-
nanzieller Schwierigkeiten vor dem
Aus. Damals setzte sich Rosen für
die Übernahme des Titels durch
die SPD ein. „Der damalige Bun-
desgeschäftsführer Peter Glotz,
Herta Däubler-Gmelin, Erhart
Eppler und andere haben dieses
Projekt unterstützt“, so Rosen.
Wenig später kam heraus, dass
BnR-Gründer Kurt Hirsch, der
zunächst noch zu den Mitarbei-
tern zählte, jahrelang Agent für
die DDR gewesen war. Die Zu-
sammenarbeit mit dem BnR war
damit beendet.

Auf Konzeption und Themen-
schwerpunkte des „Blick nach
Rechts“ hatte diese Personalie
aus der Frühzeit des Informati-
onsdienstes keine Auswirkungen.
„Uns geht es darum, die rechte
Szene scharf zu beobachten, und
genau das tun wir seit den An-
fängen des BnR“, sagt Gabriele
Nandlinger, verantwortliche Re-
dakteurin seit 1993. Kontinuier-
lich werden Personen, Parteien
und Aktionen im Umfeld der
rechten Szene beschrieben und
analysiert. 

In der ersten Ausgabe dieses
Jahres waren unter anderem Be-
richte über eine geplante „Ge-
denkaktion“ von Magdeburger
Neonazis zum sechzigsten Jahres-
tag der Stadtzerstörung durch al-
liierte Bomber sowie über den
niedersächsischen NPD-Vizevor-
sitzenden zu finden. „Dank eines
breiten Netzwerkes erhält der
BnR ausgezeichnete Informatio-
nen, auf die sogar der Verfas-
sungsschutz zurückgreift“, so
Klaus-Henning Rosen, von An-
fang auch Autor für BnR. Dane-
ben befasst sich das Medium mit
demokratischen Initiativen, die
sich gegen Rechtsaußen engagie-
ren, sowie mit der NS-Vergan-
genheit.

Seit knapp einem Jahr er-
scheint der Informationsdienst
ausschließlich als Online-Ausga-
be. Mit der Einstellung der Print-
version konnte der Abopreis er-
heblich gesenkt werden: von vor-
her 75 auf 9,80 Euro jährlich für
25-mal „Blick nach Rechts“.

„Außerdem“, so Gabriele Nand-
linger, „sind wir seit der Umstel-
lung aktueller in der Berichter-
stattung geworden, verbreiten ei-
nen Newsletter und registrieren
generell eine stärkere Wahrneh-
mung und Verbreitung.“ 

Zeitgleich mit der technischen

Veränderung erhielt der „Blick
nach Rechts“ zudem eine neue
Schirmherrin: die stellvertretende
SPD-Vorsitzende und parlamen-
tarische Staatssekretärin im Bun-
desinnenministerium Ute Vogt.
Sie schreibt auf dem BnR-Portal:
„Wer den blick nach rechts regel-
mäßig liest, erkennt die aktuellen
gefahren von rechtsaußen und
kann sachkundig argumentie-
ren.“ Alles Weitere ist unter
www.bnr.de zu finden.

Gudrun Giese

Rechte Szene fest im Visier
Seit über 20 Jahren erscheint der „Blick nach Rechts“

Nur noch online,

aber aktueller

anzeige
Einladung

Offene Tür für 

junge Leute 

bei ver.di
Alle Auszubildenden und ju-
gendlichen Beschäftigten in Be-
rufen des Fachbereiches Medi-
en, Kunst und Industrie sind
herzlich zu einer Informations-
veranstaltung eingeladen:
am Mittwoch, dem 9. März, ab
18.00 Uhr im neuen ver.di-
Haus Köpenicker Str. 30, 10179
Berlin, Konferenzraum 6. Etage.
Nach einer Einführung zur
Tätigkeit der ver.di-Jugend und
zu den aktuellen Aufgaben von
Gewerkschaften können Fragen
gestellt, Rat eingeholt und Ge-
spräche geführt werden. Der
stellv. ver.di-Landesbezirksleiter
Andreas Köhn und Mitarbeiter
der Abteilung Jugend stehen
Rede und Antwort. Für einen
Imbiss ist gesorgt. 
Auch Nichtmitglieder sind herz-
lich willkommen!

Rechte Gefahr wahrnehmen

Foto: transit
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Bühnen in Brandenburg haben
es schwer: Sinkende Einwohner-
zahlen und wachsende Sparnei-
gung können das Theatermachen
zum Drahtseilakt werden lassen.
Dabei sieht es bei den Uckermär-
kischen Bühnen Schwedt noch
gar nicht so schlimm aus. Seit-
dem das ubs, wie es von Insidern
zärtlich genannt wird, 1990 aus
der Fusion des Schwedter Thea-
ters mit der Stadthalle entstan-
den war, hat man sich einiges
einfallen lassen. Intendant Rein-
hard Simon: „Das ubs ist wirt-
schaftlich recht erfolgreich, weil
wir uns immer wieder neue Ge-
schäftsfelder erschlossen haben.“
Man sei in der Lage, 15 bis 16
Prozent der Gesamtkosten selbst
zu erwirtschaften. Das ist nicht
wenig. Sabine Schöneburg, zu-
ständige ver.di-Fachsekretärin,
bestätigt: „Simon hat mit seinem
Modell Erfolg, das Theater steht
insgesamt recht gut da, sowohl
kulturell als auch wirtschaftlich.“

Säle und Foyers werden für Ta-
gungen, Seminare, Ausstellungen,
Messen, Feiern oder Bälle vermie-
tet – inklusive Catering-Service
und Unterhaltungsprogramm. Das
BusinessTheater, das Firmen in
Schwedt buchen können, kommt
als spezielles Angebot hinzu. Schö-
neburg kann mit den neuen Kon-
zepten leben: „Konferenzen, Ta-

gungen und Seminare anzubie-
ten, ist okay, wenn es Hand in
Hand mit den eigentlichen Zwe-
cken des Theaters geht.“

Beim BusinessTheater scheint
dies zu gelingen. Mit den Mitteln
des Theaters sollen die Teilneh-
mer dort lernen, wie ihr persönli-
cher Auftritt zum Ereignis wird.
Geistiger Vater des BusinessThea-
ters ist Eberhard Wittig, der als
Rhetoriktrainer schon Schauspie-
lern des ubs Sprechunterricht

gab. Zusammen mit Mimen des
Theaters bietet er mit seiner Crew
Kleingruppentrainings für Füh-
rungskräfte an.

„Wir gehen von der Annahme
aus, dass jeder – privat und beruf-
lich – bestimmte Rollen spielt“,
sagt Wittig, „und je besser er mit
den Rollen klar kommt, je besser
er sich damit identifizieren kann
und je besser die anderen verste-
hen, was er will, desto besser
läuft die Vorstellung.“ Also üben
die Manager, sich in verschiede-
nen Situationen erfolgreich, das
heißt: ihrer Rolle angemessen, zu
bewegen, zu sprechen und zu
gestikulieren.

Geprobt wird nicht im gewalti-
gen Betonbau des Theaters, son-
dern im kuscheligen Berlischky-
Pavillon. In der barocken ehemali-
gen Hugenottenkirche ist ein
Rundkurs aufgebaut. Stationen
können etwa sein: Sprechtraining,
Einsatz der Körpersprache, Bewe-
gung in der Öffentlichkeit und
der Umgang mit den Medien bei
Pressekonferenzen. Ebenso kann
geübt werden, wie man sich bei
Geschäftsreisen und -essen ver-
hält oder Bilanzen präsentiert.

Die Schauspieler Renate Pick
und Wolfram Scheller zeigen un-
terschiedliche Verhandlungstakti-
ken. Die Ausgangssituation ist
immer gleich: Die Hausfrau ent-
deckt einen Wasserschaden und
bestellt entsetzt den Klempner-
notdienst. Nachdem das Unheil
beseitigt ist, wird um den Preis
der Dienstleistung gefeilscht. Und
da dürfen ganz schön die Fetzen
fliegen. Später können die Teil-
nehmer an Situationen aus dem
eigenen Lebensbereich trainie-
ren, wie schwierige Verhand-
lungssituationen zu lösen sind.
Die Schauspieler dienen dabei als
Sparringpartner. Sie benehmen
sich mal entgegenkommend, mal
störrisch, mal cholerisch – genau-
so wie unsere Mitmenschen im
„richtigen“ Leben. „Bei den
Übungen nutzen die Kursteilneh-

mer das gleiche Handwerk wie
Schauspieler in ihrer Arbeit“, er-
klärt Wittig. Deshalb seien die Mi-
men ideale Übungspartner. Wäh-
rend Schauspieler das Publikum
durch ihre Bühnendarstellung
überzeugen wollen, müssen sich
Führungskräfte in der Arbeitswelt
behaupten. Bei den Übungen sei
es wichtig, dass die Manager mit
ihrer ganzen Persönlichkeit hinter
den Veränderungen stehen. Sie
sollen in ihrer Rolle aufgehen und
ihren eigenen Stil entwickeln.

Renate Pick zeigt, wie es geht.
Von kleiner Statur und ziemlich
„normalem“ Äußeren, vermutet
man in ihr kaum eine internatio-
nal bekannte Diva mit den dazu-
gehörigen Allüren. Sie erhält je-
doch die Aufgabe, sich in die ita-
lienische Sängerin Milva zu ver-
wandeln. Und tatsächlich singt
sie im schwarzen Samtkleid über-
zeugend ein Lied der rothaarigen
Künstlerin. Die Kopfhaltung, die
schmale Handstellung, ein leicht
überheblicher Gesichtsausdruck
und ein wiegender Gang ließen
neben Kleidung und Perücke die
Vorstellung glaubhaft wirken.

Natürlich geht es für die Teil-
nehmer nicht darum, an ihrem
Arbeitsplatz Stars zu kopieren.
Aber auch für sie ist es auf-
schlussreich, in geschützter At-
mosphäre risikolos neue Rollen
auszuprobieren und an alten zu
feilen.

„Wir haben kein festes Pro-
gramm, sondern stellen es indivi-
duell zusammen“, sagt Wittig. Es
wird also ein Wunschpaket ge-
schnürt, das etwa die Module
„Auftritt in der Öffentlichkeit“,
„Reden vor den eigenen Leuten“
und „Konversation bei Geschäfts-
essen“ enthalten kann.

Das BusinessTheater gibt es seit
etwa zwei Jahren. Rund 20 Un-
ternehmen haben dort bereits ei-
nige Stunden oder mehrere Tage
gebucht. Kunden waren unter
anderem die August Storck und
die Strato AG, die Messe Berlin
oder die Petrolchemische Raffine-
rie Schwedt GmbH (PCK). Tut
sich hier eine Marktlücke für
Theatermacher und Schauspieler
auf, die sich so ein Zubrot verdie-
nen können? Oder wird es bei ei-
nem kurzfristigen Zusammentref-
fen von Kunst und Kommerz blei-
ben? Ute C. Bauer
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Kunst trifft Kommerz
Schwedter Mimen als Sparringpartner für Business-Manager 

Der Rolle gemäß 

bewegen

Marktlücke oder 

Einweg-Angebot?

Eberhard Wittig demonstriert den Einsatz von Gestern Renate Pick alias Milva



ter, lautstark begleitet von einer
Sambagruppe. Auf der Arbeitsta-
gung wurden dann die Arbeits-
bedingungen der Filmschaffen-
den und Kinobeschäftigten be-
leuchtet. 

Die CinemaxX-GmbH hatte En-
de 2003 den Tarifvertrag gekün-
digt, den Arbeitgeberverband ver-

lassen und kurz darauf die Löhne
für Neueingestellte gesenkt. Voll-
zeitkräfte erhalten seitdem 1098
Euro brutto im Monat. Damit lie-
gen die Gehälter 25 Prozent un-
ter dem, was Wirtschaftsexperten
Armutslöhne nennen. Gleichzei-
tig wurde die Mindestarbeitszeit
auf drei Stunden pro Schicht ge-
senkt. Wenn es nach dem Willen
der Geschäftsleitung von Cinema-
xX geht, sollen die Verschlechte-
rungen bald auch diejenigen Be-
schäftigten treffen, für die bisher
noch die alten Tarifverträge nach-
wirken. Alle Versuche der Arbeit-
nehmerseite, eine neue akzepta-
ble Vereinbarung zu treffen,
scheiterten bisher an der Blocka-
de des Kinobetreibers.

ver.di fordert gleiche Tariflöhne
und Arbeitsbedingungen für alle
CinemaxX-Beschäftigten. 

Immerhin: Berlinale-Leiter Die-
ter Kosslick erklärte sich bei der
Pressekonferenz mit den Kinobe-
schäftigten solidarisch und bot
seine Unterstützung im Tarifkon-
flikt an: „Es ist an der Zeit, dass
sich alle an einen Tisch setzen“,
sagte Kosslick, denn „ohne Film-
vorführer läuft kein Film.“ 

Ute C. Bauer

„Lied vom Tod“ Filmjournalisten
dazu bringen, auch mal an die zu
denken, die den Kinobesuch erst
möglich und angenehm machen.
Beim FilmUnionDay, initiiert von
ver.di und connexx.av, zog am
15. Februar ein Protestmarsch
vom Berlinale-Palast an den Fest-
spielkinos vorbei zum Sony Cen-

Für viele Filmschaffende ist die
Berlinale das Ereignis des Jahres.
Genau der richtige Anlass für die
Kolleginnen und Kollegen bei Ci-
nemaxX, auf ihre schwierigen Ar-
beitsbedingungen aufmerksam zu
machen! Bei der Berlinale-Auf-
taktpressekonferenz sollten Trans-
parente und Ennio Morricones
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Wer in den letzten Monaten ei-
ne Telefonauskunft benötigte
und deshalb 11833 gewählt hat,
ist von Mitarbeitern des Multi-
Com Service (MCV) in Spandau
bedient worden. Das Callcenter
mit seinen 500 Beschäftigten war
seit dem Jahr 2000 für die Tele-
fonauskunft der Telecom AG zu-
ständig. Doch bis Mai wird sich
die Telekom aus der Kooperation
zurück gezogen haben. 

Die noch vorhandenen 300 Ar-
beitsplätze stehen zur Dispositi-
on. Der Betriebsrat des Unterneh-
mens bestätigte, dass das Call-
center Ende Mai schließen und
deshalb alle Arbeitsplätze verlo-
ren gehen werden. Hoffnungen
auf Hilfe von der politischen Ebe-
ne sind gering. Die Bezirksverord-
nete der PDS Spandau, Anne-Li-

selotte Düren, die sich für den Er-
halt der Arbeitsplätzen einsetzte,
bekam nach Presseberichten vom
Spandauer Bezirksamt eine Ab-
fuhr. „An sich sollte es bei einem
seit Jahren professionell arbeiten-
den Unternehmen Möglichkeiten
geben, eine Zukunft zu schaffen.
Akut bleibt nur die Hoffnung auf
einen für die Mitarbeiter akzepta-
blen Sozialplan,“ meint Jörg
Kiekhäfer, der bei ver.di Pots-
dam-Nordwestbrandenburg für
Telekommunikation und Infor-
mationstechnologien zuständig
ist. 

Nicht wenige MCV-Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sind
skeptisch. Einige haben eine Ini-
tiative gegründet, um ihre Rechte
besser durchsetzen zu können.
Dabei stoßen sie auf die bekann-

ten Schwierigkeiten. „Die erste
Frage lautet: Wer ist unser Chef?
Die Telekom AG ist rechtlich nicht
verantwortlich. Das Subunter-
nehmen MCV kann wohl kaum in

die Verantwortung gezwungen
werden. Die Räume sind gemie-
tet, von den Arbeitsmitteln
gehört der Firma kaum etwas von
Wert“, meinte Kai Schuster von
der Mitarbeiterinitiative. 

Bleibt schließlich der Gesell-
schafter Gerald Brandt, der in
Frankfurt/Main als Wirtschaftsan-
walt arbeitet. Kiekhäfer kann sich
eine Demonstration vor dessen

Anwaltspraxis durchaus vorstel-
len, um die Zukunft der übrig ge-
bliebenen MCV-Belegschaft zu si-
chern. Die Aktivisten der Initiative
sind dazu bereit. Doch sie wissen
auch, dass viele ihrer Kolleginnen
Kollegen den Kampf schon für
verloren geben.

Schließlich wurden schon vor
Wochen aus dem Callcenter Ge-
genstände von Wert abtranspor-
tiert. Dazu zählen auch zehn
Gemälde eines zeitgenössischen
Künstlerpaars, deren Wert über
100.000 Euro geschätzt wird. Das
muss vielen von Entlassung be-
drohten Mitarbeitern wie Hohn
erscheinen. „Eigentlich müssten
die Bilder verkauft werden und
der Erlös in den Sozialplan
fließen“, bringt es Kai Schuster
auf den Punkt. Peter Nowak

11833 – Rausschmiss unter dieser Nummer
Abwicklung des Callcenters MCV mit typischen Problemen von Subunternehmen

Die im Dunkeln sieht man nicht …
CinemaxX-Beschäftigte kämpfen auf der Berlinale gegen Armutslöhne

Wer ist denn 

überhaupt zuständig?

Im Vorprogramm zum Berlinale-Auftakt: Infos für Journalisten zu Armutslöhnen

Foto: transit/v. Polentz
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der unsere Interessen formulieren
und konkrete Vorschläge einbrin-
gen.“ Das ist bei den neuen Anti-
diskriminierungsrichtlinien gesche-

Marianne Dallmer, (59), ehren-
amtliche Frauensprecherin des
Fachbereichs 8 im Landesbe-
zirksvorstand, über die Not-
wendigkeit, dass Frauen sich
wieder aktivieren.

Kollegin Dallmer, stimmt der
Eindruck, dass es um die Frau-
enarbeit derzeit zu ruhig be-
stellt ist?

Marianne Dallmer: Ja, sie war
schon mal lebendiger. Ich erinnere
mich an die 80er Jahre, in denen
ich Betriebsrätin im Spandauer
Volksblatt war und wir große Kam-
pagnen für die 35-Stunden-Woche
gemacht haben. Durch die Umstel-
lung auf elektronische Texterfas-
sung sind Kolleginnen in diese neu-
en Berufe gekommen. Wir disku-
tierten über das Verhältnis von Ar-
beits- und Lebensarbeitszeit. Weni-
ger Arbeitszeit für alle forderten
vor allem die Frauen. Äußerliche
Ruhe heute heißt aber nicht, dass
unsere Mitglieder kein Interesse
mehr haben. Ich glaube sogar, vie-
le würden sich recht radikal enga-
gieren. Nur haben gerade Frauen
mit der Veränderung des Arbeits-
marktes, dem gesellschaftlichen
Wandel, besonders zu kämpfen

wirklich ernst zu nehmen. „Män-
ner entwickeln eine andere Wahr-
nehmung von Problemen als Frau-
en. Manchmal liegen Welten da-
zwischen.“

Gerstle nennt die Analyse von
Gesetzesvorlagen, Prozessen und
Entscheidungen in ihren Auswir-
kungen auf Frauen oder den Ein-
fluss auf Tarifverträge. „Darin wer-
den beispielsweise Schulungen für
die Karriereplanung festgeschrie-
ben“, erklärt sie. „Werden die de-
zentral angeboten, können Frauen
teilnehmen, weil sie das in ihrer fa-
miliären Situation schaffen. Zentra-
le Weiterbildungsveranstaltungen
zu besuchen, gelingt dagegen fast
nur Männern. Solche Themen grei-
fen wir uns heraus.“ Auch bei

Hartz IV dominiere männliche
Sicht. Von den Folgen der Anrech-
nung des Partnerschaftsgeldes sei-
en überwiegend Frauen betroffen.
Aber wer hat das gesehen? Wer
bringt in allgemein steigender Ar-
beitslosigkeit den wunden Punkt
der höchst prekären Beschäfti-
gungsverhältnisse von Frauen zur
Sprache? „Wir müssen immer wie-

und stecken ihre Kraft in den tägli-
chen Existenzkampf. Sie müssen
sich auf das Allerwichtigste kon-
zentrieren, dabei stehen gesell-
schaftliches Engagement und erst
recht die reine Frauenarbeit nicht
an vorderster Stelle. Darunter lei-
den nicht nur die Gewerkschaften.

Ist es für Frauen in den Ge-
werkschaften schwerer gewor-
den?

Dallmer: Nein leichter, denn im-
merhin sind Quoten durchgesetzt,
Strukturen für Frauen geschaffen –
etwas, wofür wir im Westen lange
gekämpft haben und worauf Ost-
Kolleginnen anfangs mit Verwun-
derung reagiert haben. Frauen sind
in allen Gremien entsprechend
ihrem Anteil an der Mitgliedschaft
vertreten und haben eigene. Ich
bin auch dafür, solche Gremien
beizubehalten, denn wir haben ei-
ne andere Art zu kommunizieren.
Nach wie vor ist es wichtig, alle ge-

werkschaftlichen Forderungen a
ihre unterschiedlichen Konseque
zen für Männer und Frauen sow
für Minderheiten abzuklopfen, kur
sie zu „gendern“.

Um welche Probleme geht es?
Dallmer: Immer wieder – dam

haben wir bereits in der IG Medie
und zuvor in der IG Druck und P
pier begonnen – müssen wir u
mit Tarifverträgen beschäftige
Nach wie vor werden Frauenberu
geringer bewertet. Nicht nur, da
Frauen die schlechter bezahlte
Jobs haben – in einigen Bereiche
ist das ganz extrem. Sie werde
auch in gleichen Jobs bei vergleic
baren Aufgabenfeldern und best
Qualifikation oft geringer eing
stuft. Auch die wenig bezahlte
Minijobs sind überwiegend wei
lich besetzt. Wie aktuelle Unters
chungen belegen, ist der weit g
ringere Verdienst von Frauen e
gesamteuropäisches Problem. 

hen. Tarifverträge – vor allem i
Handel und öffentlichen Dienst 
müssen diskriminierungsfrei gesta
tet sein. Auch das in Weiterb

Alle ver.di-Angelegenheiten
betreffen auch Frauen. Deshalb
gibt es kein „frauenspezifisches
Ressort“, wohl aber eigene Gre-
mien. Denn Frauen sind nicht
einfach nur „mit gemeint“. Weil
Geschlechterdemokratie keine
Worthülse sein soll, zieht sich
Frauenarbeit durch alle haupt-
und ehrenamtlichen gewerk-
schaftlichen Bereiche und alle
Ebenen. 

Unterschiedliche Arbeitsstile und
Sichtweisen kamen mit der Vereini-
gung zu ver.di auch in der Frauen-
arbeit zusammen. Gewerkschafts-
sekretärin Heidemarie Gerstle sieht
diese Vielfalt und Tradition als Be-
reicherung. Immerhin sitzt sie – zu-
ständig für die „Landesfrauen“ –
im Landesbezirk Berlin-Branden-
burg an einer Schnittstelle. Sie lei-
tet Vorschläge aus dem Land an die
„Bundesfrauen“ weiter und ver-
mittelt umgekehrt „nach unten“.
Alle vier bis sechs Wochen trifft sie
sich mit dem Landesbezirksfrauen-
rat, in den die 13 ver.di-Säulen –
die Fachbereiche – je zwei bis drei
Vertreterinnen aus verschiedenen
Unternehmen und Bereichen ent-
sandt haben. Die „spezielle Schie-
ne“ mit Frauengremien zu fahren,
sei wichtig. Nach wie vor gäbe es
die Neigung, Frauenarbeit nicht

„Aus der Flaute herauskommen“

Frau im F

Noch große Defizite 
im Frauenbild

Fotos: transit/v. Polentz
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wieder tagen. „Mit der Neustruktu-
rierung von ver.di sind diese Zu-
sammenkünfte irgendwie einge-
schlafen“, bedauert Gewerkschafts-
sekretärin Sabine Schöneburg, im
Fachbereich 8 für Frauenarbeit zu-
ständig. „Dabei können wir auf ei-
ne wunderbare Tradition zurück-
greifen.“ Sie erinnert sich an gut
besuchte Diskussionsveranstaltun-
gen zu Erfahrungen der Ost-Kolle-
ginnen nach der Wende, zu den
Umbrüchen, zur Umstrukturierung
von Arbeitsplätzen, zum Mobbing.
Auch ein Rundfunk-Feature über
Frauen mit Kindern nahm seinen
Anfang am Frauenstammtisch. „Sol-
che Treffs müssen wieder feste Po-
sition im Terminkalender werden“,
wünscht sich Schöneburg.

Vieles brennt auf den Nägeln. Sie
nennt als ein Beispiel die Ein-Jah-
res-Arbeitsverträge für Bühnen-
Künstlerinnen, die ihnen jegliche
Chance nehmen, Mutterpflichten
mit dem Job zu vereinbaren. Mut-
terschaftsurlaub ist nicht vorgese-

hen, bei Schwangerschaft wird der
Vertrag nicht verlängert. Fallen sie,
weil längere Zeit ohne Engage-
ment, unter das Arbeitslosengeld lI,
werden sie von den Künstleragen-
turen nicht mehr vermittelt. Letzte-
res betrifft natürlich auch Männer.
„All das ist Diskriminierung. Darü-
ber müssen wir reden, dazu Öf-
fentlichkeit schaffen.“

Ein großes Problem sei für Frau-
en auch, sich auf dem Arbeitsmarkt
zu verkaufen. Wirkungsvolle Stra-
tegien, die nicht bloß stellen, sind
gefragt. „Hier können wir uns ge-
genseitig Erfahrungen vermitteln.“
Die Gewerkschaftssekretärin möch-
te „Hallo“ rufen, „kommt, tut was
für euch selbst!“ Der Stammtisch
dürfte dabei unter die angenehm
anregenden Anlässe fallen. B.E.

Was sollte aktiviert werden?
Dallmer: Will man ernsthaft die

enannten Probleme anpacken,
ommt es darauf an, die Frauen
us den Betrieben stärker einzu-
eziehen. Wir brauchen vor allem
achwuchs, jüngere Kolleginnen.

mmer wieder wurden Vertreterin-
en aus den Fachgruppen zum
auenrat eingeladen – dieses Fo-
m für ihre ureigenen Interessen
uss besser genutzt werden. Wir
arten jetzt den Versuch, den
auenstammtisch des Fachbe-
ichs wiederzubeleben. Dort soll
nette Kontakte, hilfreiche Ge-

räche, Projektideen und vielfälti-
e Informationen geben. Er lief eine

Weile gut, daran soll angeknüpft
erden, und ich gehe davon aus,
ass uns das gelingt. Da ich weiß,
ass verschiedene Betriebsrätin-
en eine Unterstützung ihrer Ar-
eit gut finden, hoffe ich, dass das
hema Arbeitszeit sie zum Kom-
en bewegt. Ich selbst habe bei
er Zeitknappheit mit einem full-

me-Job in einer Stiftung immer
och Lust auf Frauenarbeit.

Gespräch: Bettina Erdmann

ungsunterlagen übermittelte Frau-
nbild in Sprache, Fotos und Bei-
pielgeschichten wird immer wie-
er überprüft. An diesen Gedan-

Wenn ver.di zum Frauen-Stamm-
tisch oder -treff einlädt, geht es im-
mer auch um Substanzielles. Die
Cottbuser Frauen haben mit ihrem
„Tag der offenen Tür“ in der ver.di
Geschäftsstelle einen „Markt der
Möglichkeiten“ geschaffen, der „su-
per ankommt“, wie Gewerkschafts-
sekretärin Helga Busse sagt. „Bis zu
200 Frauen kommen, weil immer
auch ein interessantes Thema im
Mittelpunkt steht. Wir freuen uns
über diesen Zuspruch – und dass
wir ihn bislang aufrecht erhalten
konnten.“ 

In Berlin muss das Feuer erst wie-
der entzündet werden. Am 14. Fe-
bruar wurde in der Medien Galerie
in der Dudenstraße eine Wiederbe-
lebungsaktion gestartet. Frauen
aus dem breiten Berufsspektrum
des Fachbereichs 8 waren zum Ge-
dankenaustausch zum Thema Tari-
fe eingeladen. 

Künftig soll alle zwei Monate der
Frauenstammtisch im Restaurant
„Casalot“ (siehe Terminseite 15)

Stammtisch mit Substanz

ken knüpft ein nächstes, in Pots-
dam angesiedeltes Projekt an, in
dem die Darstellung von Frauen in
den Medien untersucht werden
soll. Hier gibt es nach wie vor große
Defizite. 

Auch das ein Thema für ver.di:
die Beschäftigung mit der von der
EU vorgeschlagenen liberalisierten
Dienstleistungsrichtlinie, wonach
Dienstleistungen entsprechend den
Bedingungen des jeweiligen Her-
kunftslandes erfolgen sollen. Bei
Rechtsansprüchen aus 25 verschie-
denen EU-Ländern sei ein „mittle-
res Chaos“ und Arbeitsplatzabbau
zu befürchten. 

Frauenarbeit ist eine klassische
Querschnittsaufgabe und wird es
noch für lange Zeit bleiben, ist
Gerstle überzeugt. Auch in der Ge-
werkschaft selbst gibt es Frauen-
und Gleichstellungsbeauftragte, für
Berlin-Brandenburg ist das Evelin
Strötzel vom Fachbereich 6. „Frau-
en in ver.di sind keine Berufseman-
zen“, beugt sie einem Klischee vor.
„Eine Gleichstellungsbeauftragte
und ihre Stellvertreterin können
nicht allein die ver.di-Frauenwelt
verbessern. Wir sollten Netzwerke
bilden, viele Frauen in Arbeitsgrup-
pen oder Gleichstellungskreise ein-
beziehen.“ Schließlich soll die Ge-
werkschaft mit positivem Image
nach außen wirken. B.E.

… an der Spitze mit Margret Mö-
nig-Raane eine stellv. ver.di Vorsit-
zende und den Bundesfrauenrat
mit seiner Vorsitzenden Vera Mor-
genstern. Höchstes Organ ist die
Bundesfrauenkonferenz alle vier
Jahre.

… in den Ländern die Landesbe-
zirksfrauenräte mit einer haupt-
amtlichen Gewerkschaftssekretä-
rin, einer ehrenamtlichen Vorsit-
zenden und einem gewählten
Gremium. Für Berlin-Branden-
burg sind das Susanna Brodersen,
Vorsitzende, und Heidemarie Ger-
stle bei ver.di Tel. 030/88 66 51
24. Vertreterinnen im Frauenrat
kommen aus allen ver.di Be-
reichen und verschiedenen Orten. 

… im Landesbezirksfrauenrat Ar-
beitsgruppen zu Schwerpunkten.
In Berlin – Brandenburg sind das
die AG Arbeitsmarkt, AG Sozial-
politik, AG Lobbyarbeit, AG Öf-
fentlichkeitsarbeit, AG Mento-
ring, AG Gender Mainstreaming.
Eine 2004 gegründete AG Migra-
tion hat bei den Problemen der
Migranten vor allem auch die
Frauen im Blick …

… in den ver.di-Bezirken – in Ber-
lin-Brandenburg sind das fünf –
können Bezirksfrauenräte ge-
wählt werden. Sehr aktiv ist hier
Potsdam. 

… in den Fachgruppen ehren-
amtliche Sprecherinnen, die dem
Landesbezirksvorstand zugeord-
net sind. Für den Fachbereich 8 ist
das Marianne Dallmer.

… Gruppen- und Projektarbeit
quer durch alle Berufe und Bran-
chen, so mit und für Arbeiterin-
nen, Beamtinnen, Seniorinnen,
bei der Jugend, den Schwerbe-
hinderten, Lesben oder Erwerbs-
losen. 

… vor Ort Treffpunkte:
– in Berlin beispielsweise der
ver.di-Frauen-Stammtisch des
Fachbereichs 8 alle zwei Monate,

– in Cottbus regelmäßige Frauen-
treffs

– und zum Internationalen Frau-
entag einen thematischen „Tag
der offenen Tür“ in der ver.di Ge-
schäftsstelle.

Was gibt es? cus

Das Feuer muss wieder
entzündet werden
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Der DJV hat auf seinem Ver-
bandstag zwei neue Landesver-
bände für Berlin und Branden-
burg aufgenommen. Doch Ruhe
kehrt beim Deutschen Journali-
stenverband (DJV) auch mit die-
ser Entscheidung nicht ein: Die
tiefen Gräben im Verband sind
noch immer nicht zugeschüttet.
Auf dem Verbandstag am 8. No-
vember 2004 in Hannover wur-
den der Verein Berliner Journali-
sten und der Brandenburger
Journalisten-Verband als neue
Mitglieder aufgenommen.

Damit hat der DJV in beiden
Bundesländern je zwei Landes-
gliederungen. Der Ausschluss der
Alt-Landesverbände ist bisher ju-
ristisch gescheitert. Diese hatten
wiederum per Einstweiliger Ver-
fügung versucht, die Aufnahme
der neuen Landesverbände zu
stoppen, wurden aber vor Ge-
richt abgewiesen. Und der Streit
geht weiter: Die unterlegenen
Parteien haben angekündigt, die
jeweils nächste juristische Instanz
anzurufen.

Und auch die beiden neuen
Landesverbände scheinen nicht
nur für Sonnenschein zu sorgen:

Mehrheit verabschiedet worden.
„Wer hier von drohender Zah-
lungsunfähigkeit redet, verdreht
die Tatsachen und will dem DJV
schaden“, betonte Kothy. Ange-
sichts der Mitgliederstruktur, die
Berliner Journalisten haben bisher
gut 500, der Brandenburger Jour-
nalistenverband hat rund 300
Mitstreiter, doch ein stolzer Be-
trag: Pro Mitglied handelt es sich
um mehr als 400 Euro. 

Auch bei den Alt-Landesver-
bänden scheinen die Finanzen das
vorherrschende Thema zu sein.
Nach dem diesjährigen Presseball
verkündete der DJV-Landesver-
band Berlin stolz: „Eine erste Bi-
lanz ergibt eine Summe von rund
40.000 Euro, die den Zwecken
des DJV-Sozialfonds zugute kom-
men wird.“ Burkhard Schröder,
DJV-Mitglied, kommentierte die-
se Meldung auf seiner Internet-
seite: „Die Kolleginnen und Kol-
legen warten gespannt auf die
zweite Bilanz, zumal es bis jetzt
auch für die letzten Pressebälle
keine nachvollziehbaren Zahlen
gibt, sondern nur – wie gewohnt
– kühne Thesen.“ 

Mit den Finanzen des Branden-
burger Alt-Verbandes beschäftigt
sich die Staatsanwaltschaft. Ein
Ermittlungsverfahren wegen Be-
truges und Untreue ist nach einer
Anzeige eingeleitet worden. Der
DJV-Bundesverband wollte sich
zum Sachverhalt nicht äußern. sil 

Anfang Februar wurde bekannt,
dass der Verein Berliner Journali-
sten und der Brandenburger
Journalistenverband zusammen
330.000 Euro „Anschubfinanzie-
rung“ benötigen. Per Pressemit-
teilung wies Gerhard Kothy, Vor-
sitzender des Vereins Berliner
Journalisten, Behauptungen zu-

rück, hierbei handele es sich um
einen Fehlbetrag in den Kassen
des neuen Vereins. Die Finanzie-
rung durch ein Darlehen sei viel-
mehr bereits im November vom
DJV-Verbandstag grundsätzlich
beschlossen, anschließend um-
fassend geprüft und dann vom
DJV-Gesamtvorstand mit großer

Die Zusammenlegung von SFB
und ORB zum neuen RBB ist fi-
nanziell und personell eine diffizi-
le Sache. Reale Sparerfordernisse
und unpopuläre Entscheidungen
trugen in den letzten Monaten
dazu bei, den Unmut unter den
freien Mitarbeiten, die um ihre
Existenz fürchten, zu schüren.
Auch die Situation der Festange-
stellten ist nicht klar definiert, ein
neuer Tarifvertrag konnte bislang
nicht abgeschlossen werden. Mit-
te 2004 erhielt Jürgen Schäfer,
freier Nachrichtenredakteur bei
Radio eins, Sprecher der Freien-
vereinigung rbbpro und ver.di-
Verhandlungsführer für die freien
Mitarbeiter, die Auskunft, dass
seine Mitarbeit ab 2005 aufgrund
struktureller Änderungen in der
Nachrichtenproduktion nicht mehr
möglich sei. Viele sahen darin je-
doch die Quittung für Schäfers
Engagement. Anfang Dezember

sonalfragen ganz außen vor blei-
ben sollten. Dafür gebe es kein
Mandat, so RBB-Justiziar Rein-
hard Binder. Vielmehr solle es um
einen Verhaltenskodex gehen.
Um zu verhindern, dass der „Dia-
log im RBB“ ins Stocken gerät,
moderiert ein von beiden Seiten
akzeptierter externer Coach die
Runde. Inzwischen scheinen sich
die Parteien tatsächlich etwas an-
zunähern, die Gesprächsthemen
etwas weiter zu werden. Ob der
Runde Tisch jedoch Lösungen für
die anstehenden Konflikte brin-
gen kann, und ob davon positive
Signale für Lerch und Schäfer
ausgehen werden, ist zurzeit völ-
lig offen. ucb

2004 wurde bekanntgegeben,
dass der langjährige freie Abend-
schau-Moderator Jan Lerch nicht
mehr beschäftigt werden soll. Be-
gründet wurde die Nichtverlän-
gerung von Lerchs Vertrag mit
„illoyalem Verhalten dem Sender
gegenüber“. Besonders die bei
rbbpro zusammengeschlossenen
freien Mitarbeiter waren entsetzt.
Aber auch der Redakteursaus-
schuss, in dem Lerch die Freien
vertrat, und der Personalrat wa-
ren brüskiert. Mitte Dezember
gab sogar der ver.di-Vorsitzende
Frank Bsirske auf einer Vollver-
sammlung vor mehr als 500 An-
wesenden seinem Unbehagen
Ausdruck: Er bemängelte „den
Eingriff in die demokratischen
Rechte“ und bot sich als Vermitt-
ler an.

Der Rundfunkrat als gesell-
schaftliche Kontrollinstanz des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks

stärkte jedoch die Position der In-
tendanz. Auf einer Sitzung kurz
vor Weihnachten durften die Frei-
en nicht sprechen, der Sparkurs
wurde abgesegnet. Allerdings
wurden die Intendantin Dagmar
Reim und ihre Direktoren er-
mahnt, sich mehr um die interne
Kommunikation im Sender zu
kümmern.

Seit dem 17. Dezember gibt es
deshalb den regelmäßigen „Dia-
log im RBB“. Von der Mitarbeiter-
seite sind jeweils ein Abgeordne-
ter der Freienvertretung, des Re-
dakteursausschusses, des Perso-
nalrats und der Gewerkschaften
dabei.

Obwohl damit nach langer Zeit
eine Schlüsselforderung der frei-
en Mitarbeiter erfüllt wurde,
herrschten durchaus unterschied-
liche Vorstellungen, worüber dort
eigentlich gesprochen werden
sollte. Zunächst hieß es, dass Per-

Fachgruppe

RFAV-Medien

Fachgruppe 

Journalismus

Im neuen Berliner Domizil: G. Kothy, M. Konken, M. Rediske

Foto: transit/v. Polentz

Runder Tisch soll endlich Klarheit schaffen 

DJV: Keine Ruhe
Staatsanwalt und Gerichte sollen schlichten



Viele sind schon länger auf der
Flucht. Auch die Axel Springer AG
und die Ullstein AG GmbH erklär-
ten ihren Austritt aus dem Verein
der Zeitungsverleger Berlin-Bran-
denburg e. V. zum 31. März nicht
ohne Grund: „Damit will sich
Springer der Tarifbindung entzie-
hen, das ist nicht hinnehmbar“
kritisierte Andreas Köhn, stellver-
tretender ver.di-Landesleiter. Er
erwartet die schnellstmögliche
Aufnahme von Haustarifverhand-
lungen, um ab April eine Tarifbin-
dung möglichst auf dem Niveau
des Flächentarifvertrages beizu-
behalten.

Neben dem direkten Austritt
bevorzugen immer mehr Arbeit-
geber eine andere Variante, die
Tarifbindung zu umgehen. So ge-
nannte OT-Mitglieder ihrer Ar-
beitgeberverbände gelten als be-
sonders clever. Sie genießen (fast)
alle Rechte und den Schutz des
Verbandes. Den lästigen Um-
stand, als Tarifpartner der Ge-
werkschaften auch tarifgebun-
den zu sein, umgehen sie dage-
gen satzungskonform.

Wie viele Unternehmer in den
letzten Jahren diesen Königsweg
der Tarifflucht nahmen, darüber
fehlen bislang exakte Angaben.

Klar ist: Da ohnehin nur noch 50
bis 65 Prozent der Betriebe in
ihren Verbänden organisiert sind,
steigt mit Hilfe der OT-Option die
Zahl derer weiter, die auf Tarife
pfeifen. Die Druckereibranche gilt
als eine Hochburg solcher Umge-
hungsversuche. Die Gewerk-
schaften geraten so in Tarifrun-
den zunehmend unter Druck. Die
Arbeitgeberverbände selbst se-
hen die Sache durchaus politisch
und bewerten die OT-Mitglied-
schaften – „richtig und mit dem
unternehmerischen Engagement
genutzt“ – als „gutes Instrument
zur Deregulierung“. Das gilt ana-
log im Einzelhandel, wo der inter-
ne Verdrängungswettbewerb
und Rabattschlachten durch
Lohndumping finanziert werden
sollen. Der ver.di-Fachbereich
Handel war es denn auch, der
2003 ein juristisches Gutachten
in Auftrag gab. Detlef Hensche,
früher Vorsitzender der IG Medi-
en, geht darin der Frage nach, ob
die „Mitgliedschaft ohne Tarif-

bindung“ wirklich von der Gel-
tung des Tarifvertrages befreit.
Nein, ist seine klare Antwort. Er
hält eine OT-Mitgliedschaft in Ar-
beitgeberverbänden für unzuläs-
sig, entsprechende Satzungsbe-
stimmungen für unwirksam und
OT-Mitglieder für „demnach ta-
rifgebunden“. 

Der Jurist begründet dies we-
sentlich mit dem Tarifvertragsge-
setz. Es bestimmt, dass „die Mit-
glieder“ von Arbeitgeberverbän-
den – und zwar undifferenziert
und quasi automatisch – tarifge-
bunden sind. Hensche betont,
dass OT-Mitgliedschaften die
„Verhandlungsparität“ in Tarif-
runden stören. Der Arbeitgeber-
verband könne „mit begrenztem
Einsatz spielen“. Selbst im Ar-
beitskampf bleibe so das Risiko
der Unternehmerseite überschau-
bar. Die OT-Mitgliedschaft gebe
den Arbeitgebern außerdem 
Manipulationsmöglichkeiten. Das
Gutachten kommt zu dem
Schluss, dass eine Gewerkschaft
juristische Möglichkeiten hat, ge-
gen die OT-Mitgliedschaft vorzu-
gehen. 

Erste Versuche dazu hat es in
Bayern und Nordrhein-Westfalen
bereits gegeben. neh
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„Kein Grund zur Panik, vorläu-
fig bleibt alles wie es ist“, dieses
Resümee zog Veronika Mirschel,
zuständig für Freie und Selbst-
ständige bei ver.di, nach der An-
hörung zur Zukunft der Künstler-
sozialkasse (KSK) der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ des Deutschen Bundestags.
Zuvor hatte eine Pressemitteilung
der Ausschussvorsitzenden, in
der die Frage gestellt wurde, ob
die KSK erhalten werden kann,
für reichlich Wirbel gesorgt. Die
Reaktion von Künstlern und Jour-
nalisten hatten die Abgeordneten
offenbar nicht erwartet: Per e-
Mail ging eine Flut von Protest-
briefen ein. Am Tag der An-

hörung wurde von rund 300
Mails gesprochen, zwei Tage spä-
ter verkündete Spiegel-Online, al-
lein Horst Kubatschka (SPD) habe
2868 Mails bekommen. So viel
Resonanz erhalten auch Bundes-
tagsabgeordnete nicht täglich,
prompt wurde fleißig zurückge-
rudert. Plötzlich waren sich alle
Parteien einig, dass die KSK nie
zur Disposition gestanden habe,
bis Ende 2005 werde ein Vor-
schlag erarbeitet, die finanzielle
Zukunft der KSK müsse geklärt
werden. Die Zahl der Versicher-
ten hat sich von rund 12.000 im
Jahr 1983 auf aktuell knapp
140.000 mehr als verzehnfacht.
Der Bundeszuschuss wurde vor

fünf Jahren von 25 auf 20 Pro-
zent zu Lasten der Verwerter ab-
gesenkt. Und ihr Beitrag soll wei-
ter steigen, für die Verlage von
4,3 auf 5,8 Prozent. Heinrich Blei-
cher-Nagelsmann, Fachgruppen-
leiter Kunst und Kultur bei ver.di,
plädierte in seiner Stellungnahme
unter anderem für höhere Ho-
norare. Damit würden auch die
Abgaben der Versicherten stei-
gen. Zusätzlich müssten mehr
Verwerter erfasst werden. sil 

Vorläufig nicht angetastetNeuigkeit

Neues Portal für 
dju-Mitglieder 
Die Deutsche Journalistinnen-
und Journalisten-Union (dju) in
verdi bietet jetzt interessierten
Journalisten in Berlin und Bran-
denburg eine neue Plattform:
Unter den drei Internetadressen
www.dju-berlinbb.de,
www.dju-berlin.de und
www.dju-brandenburg.de
finden Medienschaffende aus
dem Printbereich und die 4400
dju-Mitglieder des Landesbe-
zirks umfangreiche Infos aus 
ihrer Branche,  Tarif- und Hono-
rarvereinbarungen zum Down-
load, Neuigkeiten und Termine. 
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REGIONALER DRUCK-
TARIFAUSSCHUSS BEREITET

AKTIONSPLAN VOR

Vom Ausgang der diesjährigen
Tarifrunde in der Druckindustrie,
in den Zeitungsverlagen und in
der Paperverarbeitung wird sehr
viel abhängen. Sie bringt Ent-
scheidungen über den Fortbe-
stand der 35-Stunden-Woche, an-
gedrohte Arbeitszeitverlängerung
und vieles andere. 

Um die Aktionen in Berlin und
Brandenburg zu organisieren und
zu koordinieren, ist ein regionaler
Tarifausschuss gebildet worden,
dem Mitglieder aus den Betrie-
ben der Druckindustrie, der Pa-
pier, Pappe und Kunststoffe ver-
arbeitenden Industrie sowie der
Verlage angehören, dazu Mitglie-
der anderer Fachgruppen, weite-
re Aktive unseres Fachbereichs,
sowie die zuständigen ver.di-Se-
kretäre und Fachbereichsleiter.
Der Ausschuss erarbeitet jetzt ei-
nen Aktionsplan und informiert
kontinuierlich die Belegschaften.
Einbezogen sind auch Betriebe
ohne Tarifbindung und solche,
die nicht mehr dem Arbeitgeber-
verband angehören.

Tarifbindung ist keine Frage von
Geschmack oder Wohlwollen
Rechtsgutachten erklärt OT-Mitgliedschaften in Arbeitgeberverbänden für unzulässig

Fachgruppe

Druckindustrie &

Zeitungsverlage



Die Konstituierung der Stiftung
Oper in Berlin, die die drei haupt-
städtischen Opernhäuser vereint
und über 2000 Mitarbeiter und
Auszubildende beschäftigt, stellt
an alle Beteiligten hohe Anforde-
rungen. Wie Umstrukturierungs-
prozesse im Interesse der Be-
schäftigten mitgestaltet werden
können, fragten wir Klaus Grun-
ow, den neugewählten Personal-
ratsvorsitzenden, der zugleich
Vorsitzender der ver.di-Fachgrup-
pe Theater und Bühnen ist.

Durch eine Übergangsregelung
wurden Anfang 2004 die drei ur-
sprünglichen Personalräte von
Deutscher Oper, Staatsoper und
Komischer Oper zusammenge-
legt. Konnte das entstandene
Riesengremium etwas erreichen?

K.G.: Erfreulicherweise, ja. Die
31 Personalräte haben sich zusam-
mengerauft, vertrauensvoll und ef-
fektiv zusammengearbeitet – nicht
zuletzt beim Beteiligungsverfahren
zum neuen Stellenplan mit den
fünf neu strukturierten Betriebstei-
len – Bühnenservice, Ballett und
den drei Opernhäusern. 

Viel Gestaltungsspielraum hat-
te auch die Beschäftigtenvertre-
tung nicht?

K.G.: An den Einsparvorgaben
von 9,6 Mio. Euro Personalkosten
ist nicht zu rütteln. Entsprechend
der Senatsvorlage zum Struktur-
konzept sollen bis 2009 insge-
samt 220 Stellen abgebaut wer-
den. Durch den Wegfall der Tanz-
compagnie der Komischen Oper
und die Ballettzusammenlegung
wurde ein Teil schon realisiert,
der zweite Brocken folgt jetzt im
Bühnenservice, also in den Werk-
stätten, der dritte durch verein-
zelten Stellenabbau in den
Opernhäusern. 

Ihr verhandelt jetzt eine Dienst-
vereinbarung zur Sozialauswahl…

Die Kriterien der Sozialauswahl
für noch abzubauende Stellen
müssen für die Stiftung als eigen-
ständiger Betrieb neu geregelt
werden. Hier soll zugleich die An-
wendung der Altersteilzeit ver-
einbart werden, die Umwand-
lung von Verträgen in Teilzeitver-
träge und möglicherweise auch
eine Abfindungsregelung. 

Anfang Dezember 2004 wur-
den mit einer Beteiligung von 75
Prozent regulär 15 Mitglieder in
einen neuen Personalrat gewählt.
Zehn davon gehören ver.di an…

K.G.: ver.di-Mitglieder kom-
men aus dem künstlerischen Be-
reich, dem Ballett, der Technik,
der Verwaltung und aus dem
Chor. Das ist schon beachtlich,
wenn man weiß, dass in der Stif-
tung insgesamt vier Gewerk-
schaften vertreten sind. 

Du wurdest als Vorsitzender
gewählt. Wen hast Du an Deiner
Seite?

K.G.: Insgesamt, glaube ich, ei-
ne sehr gute, sachkundige und
schlagkräftige Vertretung. Natür-
lich verteilen sich die Interessen-
vertreter auf die einzelnen Be-
triebsteile. Mein Stellvertreter ist

Gunther Engelmann von der Ko-
mischen Oper.

Die laufende Umstrukturierung
fordert Euch ständig?

K.G.: Da gibt es genügend
Konfliktfelder. Nach wie vor leh-
nen wir als Personalrat die Grün-
dung selbstständiger GmbH für
Ballett und Bühnenservice ab.
Das Staatsballett wollen wir wei-
terhin an ein Haus angebunden
sehen, der Bühnenservice könnte
als ein Werkstättenverbund unter
dem Stiftungsdach geführt wer-
den. Außerdem wollen wir ge-
meinsam mit ver.di erreichen,
dass ein einheitliches Tarifrecht
gilt und die Ost-West-Differenzie-
rung fällt. Die Gründung der Stif-
tung als einheitlicher Kulturbe-
trieb lässt solche Unterschiede
gar nicht mehr zu. In Kürze wird
es auch um eine Neuregelung
von Arbeitszeiten im Bereich Büh-
nentechnik gehen, die Theaterlei-
tung der Staatsoper will dazu ei-
ne neue Dienstvereinbarung ab-
schließen. Wir müssen uns natür-
lich auch mit laufenden Umstruk-
turierungen befassen – sei es die
Zusammenlegung der Personal-
abteilungen oder die Einführung
eines neuen, einheitlichen Sy-
stems der Lohn- und Gehaltsab-
rechnung. Wir wollen als Perso-
nalrat aber nicht nur reagieren,
sondern ergreifen selbst Initiati-
ven…

Eine Art Ausbildungsinitiative,
zum Beispiel?

K.G.: Akut geht es um eine
Verabredung über die künftigen
Ausbildungsangebote der Stif-
tung, die Anzahl der Lehrstellen
und die Struktur der Ausbildung,
auch um die Einwerbung von
Landeszuschüssen. Wir werden
als Personalrat einen Vorschlag
dazu vorlegen.

Darüber hinaus möchten wir
mit der Stiftungsleitung eine Ver-
einbarung über eine befristete,
leistungsabhängige Übernahme
der Ausgelernten abschließen.
Das betrifft in allen Bereichen
momentan insgesamt 58 Auszu-
bildende.
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Nicht nur reagieren, 
sondern aktiv gestalten
Klaus Grunow, Personalratsvorsitzender der Stiftung Oper

Grunow: „Effektiv gearbeitet“

Foto: transit/v. PolentzFachgruppe

Theater und
Bühnen

dju-Honorarübersicht

für freie Journalisten 

Die Deutsche Journalistinnen-
und Journalisten-Union (dju) in
ver.di hat die Broschüre „Ho-
norare Text + Foto 2005 für
freie Journalisten/innen” veröf-
fentlicht und zum Download als
pdf-Datei bereitgestellt. 
Die 21-seitige Übersicht enthält
und bewertet die „Honorar-
empfehlung Text“ der Mittel-
standsgemeinschaft Journalis-
mus, die Honorarsätze des Tarif-
vertrages für arbeitnehmerähn-
liche freie Journalistinnen und
Journalisten an Tageszeitungen
und die Vorschläge von dju und
DJV für gemeinsame Vergü-
tungsregeln für freie Journali-
sten an Tageszeitungen und an
Zeitschriften. Die dju will mit
dieser Zusammenstellung ihren
Mitgliedern und anderen Jour-
nalisten bei der Ermittlung an-
gemessener Honorare helfen,
bis gemeinsame Vergütungsre-
geln mit den Verlegerverbän-
den vereinbart werden können.
Über diese wird mit BDZV und
VDZ seit 2003 verhandelt.
Weitere Infos unter:
www.dju-berlinbb.de

Fachgruppe 

Journalismus

Das vom Kultursenator ange-
strebte Bündnis für Bühnen wird
2005 sicher auch akut?

K.G.: Das wird ein schwieriges
Thema, da das angestrebte Bünd-
nis auf Lohnverzicht hinausläuft.
Der ist in der Finanzierung der
Stiftung bereits eingeplant. Aller-
dings gibt es hier gegenwärtig
ein Ungleichgewicht insofern,
dass die Arbeiter und Angestell-
ten durch den geltenden Berliner
Anwendungstarifvertrag bereits
mit Lohnverzicht in Höhe von
acht, zehn oder zwölf Prozent in
Vorleistung gehen. Beim künstle-
rischen Personal gibt es lediglich
eine Nullrunde. 

Die ver.di-Tarifkommission in
der Stiftung hat deshalb be-
schlossen, dass weitere tarifliche
Regelungen nicht verhandelt
werden, solange diese Schieflage
fortbesteht. 

Das Gespräch führte 
Helma Nehrlich



LESEN AM STAMMTISCH

Am 10. März 2005 (ausnahms-
weise der 2. Donnerstag im Mo-
nat) wird ab 19.00 Uhr im Terzo
Mondo vorgelesen.

Der Berliner Stammtisch des VS
wird mehrere Kost- und Arbeits-
proben darbieten und auch Texte
von anderen Lieblingsdichtern
vorstellen. Wir ermuntern die bis-
lang noch nicht am Stammtisch
versammelten SchreiberInnen zur
Teilnahme, lesend und zuhörend,
aber auch kritisierend. Wir erhof-
fen uns durch diesen Gedanken-
austausch unter Kolleginnen und
Kollegen eine belebende Berei-
cherung unseres Stammtisches in
bewegenden Zeiten. Die einzel-
nen Lesebeiträge sollen das Limit
von 15 Minuten nicht überschrei-
ten. Nach der ca. einstündigen
Lesung soll sich eine halbe Stun-
de für die Diskussion darüber
anschließen. Lesefreudige Inter-
essenten melden sich mit ihrem

Zeitbedarf bei Anke Jonas (Tel.:
030-8866-5403, e-mail: anke.jo-
nas@verdi.de). Das Los entschei-
det, falls die Zeit nicht ausreicht.
Anschließend wie üblich unser
geselliges Beisammensein. Regel-
mäßige Lesungen folgen ab April
wieder jeden ersten Donnerstag
im Monat, ab 19.00 Uhr. Anmel-
dungen hierfür sind jeweils bis
zum Vormonatsende erbeten. 

FAST VERGESSENE

SCHRIFTSTELLER – GEORG

HERMANN

Donnerstag, 3. März 2005,
19.30 Uhr, Literaturhaus Berlin,
Fasanenstr. 23, 10719 Berlin.

In einem vierteljährlichen Tur-
nus möchte der VS Berlin in ver.di
an ganz oder fast schon vergesse-
ne Schriftstellerinnen und Schrift-
steller erinnern. Nach einer Wür-
digung ihres Schaffens durch ei-
nen Experten soll aus ausgewähl-

ten Werken gelesen werden. Den
Anfang machen Andreas Nacha-
ma und Hans-Peter Reinecke mit
Georg Hermann (* 1871, ermor-
det 1943 in Auschwitz) mit Aus-
zügen aus „Jettchen Gebert“,
dem nach Erscheinen 1906 viel ge-
lesenen Familienroman aus dem
jüdischen Berlin des Biedermeier.

Eine Veranstaltung mit freund-
licher Unterstützung der Stiftung
Topographie des Terrors. Eintritt
frei. 

Auskünfte: 030-8866 5403. 

HEINZ-KNOBLOCH-
EHRUNG

Die Grünanlage zwischen Ma-
suren- und Samländischer Straße
an der Berliner Straße in Pankow
erhält den Namen Heinz-Kno-
bloch-Platz. Die Namensgebung,
verbunden mit der Enthüllung ei-
nes Gedenksteines für unseren
verstorbenen Kollegen, wird am
3. März um 13 Uhr stattfinden.
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Es war ein stimmungsvoller
Abend im Berliner ver.di-Haus in
der Köpenicker Straße. Zum er-
sten Mal wurde am 16. Dezem-
ber 2004 der vom Landesbezirk
Berlin-Brandenburg gestiftete Li-
teraturpreis vergeben. Eine Jury
hatte ihn VS-Mitglied Christoph
Hein für seinen Roman „Land-
nahme“ zugesprochen. In der Be-
gründung hieß es: „Der Autor
zeichnet in ´Landnahme´ ein mehr-
stimmiges, zugleich besonderes
wie exemplarisches Bild ostdeut-
scher Geschichte seit dem Ende
des zweiten Weltkriegs bis in un-
sere Tage.“ Sie verwies „auf die
nach wie vor enormen Möglich-
keiten des realistischen Erzählens:
die Chance, historische Prozesse
im individuellen Schicksal nach-
vollziehbar zu machen“.

Der Preis geht zurück auf eine
Initiative unseres Fachbereichs Me-
dien Kunst Industrie im Jahr 2002.
Damals war darauf verwiesen

worden, dass „Schriftstellerinnen
und Schriftsteller unentbehrlich
sind für die Balance im geistigen
Haushalt eines Landes“, weshalb
es die Gewerkschaft als Aufgabe
betrachtet, deren Arbeit zu för-
dern. „Dieser politische Wille
muss auch öffentlich bekundet
werden“, hieß es. So wurde der
Preis beschlossen, den ver.di-Lan-
desbezirkschefin Susanne Stum-
penhusen und der Berliner VS-

Vorsitzende Prof. Dr. Horst Bo-
setzky überreichten. Hein sagte
zweierlei zum Dank: Der Preis sei
ihm wichtig, weil er von Kollegen
verliehen wurde. Und es gefalle
ihm, dass er keinen hochgesto-
chenen Titel trägt.

Für die Jury trug Schriftsteller-
kollege Michael Wildenhain die
Laudatio vor, die analytisch und
fundiert über die Darstellung im
Roman und darüber hinaus
Grundsätzliches zur Aufgabe von
Gegenwartsliteratur darlegt. Eine
wesentliche Aufgabe von Litera-
tur liege darin, beizutragen „un-
sere erschreckende Geschichtslo-
sigkeit, das Vergessen unserer
Gewordenheit aus gesellschaftli-
chen Konflikten und Kämpfen…
zu überwinden“. 

Den Gästen im Saal wurde
mehrfacher Kunstgenuss gebo-
ten. Hein las das Schlusskapitel
seines Romans. Mit seinem Cello
ergänzte Sonny Thet. 

Der ver.di-Literaturpreis Berlin-
Brandenburg soll nun jährlich ver-
geben werden. Christoph Hein
will einen Teil des Preisgeldes
dem „Kulturwerk Berliner Schrift-
steller e.V.“ stiften. A. G.

Zuhören!

VS Lesemarathon
zum 5. Mal

Auch in diesem Jahr findet der
Lesemarathon des Berliner VS
statt, nunmehr zum fünften
Mal. Berliner Autorinnen und
Autoren öffneten wieder ihre
Schubladen und werden an vier
verschiedenen Abenden zu fünf
verschiedenen Themen aus Ma-
nuskripten lesen, die sie dort
gefunden haben – Heiteres und
Besinnliches, Erotisches und
Schauriges. Zu allen Veranstal-
tungen sind Gäste herzlich will-
kommen. 

Montag, 7. März 2005
„Historischer Abend“
19.30 Uhr
Bücher am Nonnendamm
Nonnendammallee 87 a
13629 Berlin
Dienstag, 8. März 2005
„Fit in die Kiste“
20.00 Uhr
Dorotheenstädtische Buch-
handlung
Turmstr. 5
10559 Berlin (Moabit)
Mittwoch, 9. März 2005
„Lyrik“
20.00 Uhr
„bargelb“
Mehringdamm 62
10961 Berlin (Kreuzberg)
und auch am
Mittwoch, 9. März 2005
„Randberliner“
20.00 Uhr
Grundschule „Unter den Bäu-
men“
Alt-Blankenburg 26
13129 Berlin
Donnerstag,10. März 2005
„Liebestrunken – Autorinnen
und Autoren lesen über erste
Blicke und zweite Chancen,
über Herzklopfen und Zun-
genküsse“
20.00 Uhr
Stadtbibliothek Neukölln
(in den Neukölln Arkaden
Karl-Marx-Str. 67
7. Stock, Aufzug, Parkdeck 4)
Freitag, 11. März 2005
„Literatur jenseits von Bestsel-
lerlisten und Fernsehtalks“ (II)
Berliner Verleger im Gespräch 
15.00 Uhr
Literaturhaus Berlin
Fasanenstr. 23
10719 Berlin (Charlottenburg)

Fachgruppe

Literatur

Eine Frage der Balance
ver.di-Literaturpreis für Christoph Heins „Landnahme“ verliehen

Bosetzky gratuliert Hein

Foto: Jonas



Die Novembermeldung vom
bevorstehenden Ende der Künst-
lersozialkasse war eine falsche,
jedoch quälen ungelöste finanzi-
elle Probleme dieselbe, entstan-
den aus dem Anwachsen der
KSK-Versicherten seit 1983 von
12.000 auf rund 140.000. Zu er-
wartende Entlassungen und feh-

lende Einstellungen werden der
KSK weitere 80.000 Freiberufler
bescheren. Betont der Berliner
Senator Sarrazin eben, in diesem
Jahr auf grausame Kürzungen
verzichten zu wollen, so dräut
Unheil schon aus anderer Quelle:
Der Bund hat 1999 seinen KSK-
Anteil um fünf auf zwanzig Pro-
zent verringert und den Anteil
der abgabepflichtigen Verwerter
ab 2005 von 4,3 auf 5,8 Prozent
aller gezahlten Honorare erhöht.
Die kommunalen Berliner Musik-
schulen müssen den Zusatzbe-
darf aus ihren Honorarmitteln de-
cken. Das bedeutet je nach Grö-
ße der Musikschule Abbau von
50 bis 80 Schülerplätzen und so-
mit weiteren Einkommensverlust
für die„freien“ Lehrkräfte. Man-
gel wird einmal mehr nach unten
verteilt. Und: KSK-Anteile sind
Arbeitgeberanteile, die hier mal
eben auf die Beschäftigten abge-

wälzt werden. Dass diese Ten-
denz auch andernorts Einzug
nimmt, macht diese Umvertei-
lungssytematik nicht annehmba-
rer. Sarrazin &. Co könnten sich
hier ehrlich machen und den
KSK-Anteil übernehmen, kosten
freie Mitarbeiter doch nur knapp
ein Drittel der für Angestellte fälli-
gen Sozialversicherungsabgaben,
erhalten mindestens dreißig Pro-
zent weniger Honorar und leisten
jede Menge Grauarbeit für die
Musikschule. Billiger geht`s nur
noch ganz ohne Mitarbeiter.

Bernd Juncker
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Kooperationen zwischen Mu-
sikschulen und Ganztagsschulen
starten mit diesem Schuljahr. Das
hat der Musikschulbeirat Ende
Oktober beschlossen, der zustän-
dige Senat hat dem zugestimmt.
Zunächst handelt es sich um 
einen zweijährigen Modellver-
such.

Grundsätzlich begrüßt die
Fachgruppe Musik eine enge Zu-
sammenarbeit zwischen Schule
und Musikschule. Dadurch kann
eine umfassendere musische Bil-
dung der Kinder und Jugendli-
chen ermöglicht werden. Auf
Transfereffekte zu allgemeinen
Fähigkeiten im intellektuellen
und sozialen Bereich gibt es deut-
liche Hinweise. Außerdem sind
derartige Kooperationen eine
Chance, Schüler/innen zu errei-
chen, die sonst nicht zur Musik-
schule kämen.

Die Rahmenbedingungen sind
jedoch noch völlig unzureichend.
Vor allem die Finanzierung ist un-
geklärt. Die Schulen bekommen
zwar Sachmittel, um die neuen
Ganztagsschulen auszustatten,
aber keinerlei Personalmittel, um
die Lehrkräfte zu bezahlen. Die

Honorartöpfe der Musikschulen
sind dermaßen gekürzt worden,
dass sie oft nicht einmal für den
bisherigen Unterrichtsumfang
reichen.

Die Senatsverwaltung hat Un-
terlagen vorgelegt: veränderte
Ausführungsvorschriften, Unter-
richts- und Dienstvertrag sowie
eine Kooperationsvereinbarung,
die die betreffenden Schulen und
Musikschulen schließen sollen.
Anders als andere Bundesländer
will Berlin keine Rahmenverein-
barung abschließen. Damit feh-
len wichtige allgemeine Regelun-
gen insbesondere zu Sinn, Be-
gründung und Qualität der Ko-
operation. Die anderen Vereinba-
rungen und Verträge könnten ei-
nen Teil davon auffangen,
müssen aber dringend ergänzt
werden. Es muss klar vereinbart
werden, um welche Unterrichts-
formen es sich handelt. Pädago-
gische Notwendigkeiten sollten

dabei unbedingt Vorrang haben.
Bei welcher Qualifikation welches
Honorar gezahlt wird, muss prä-
zisiert werden, um Qualität und
angemessene Bezahlung zu si-
chern. Erfreulich ist dabei, dass
der höhere Aufwand der Lehr-
kräfte berücksichtigt wurde: Die
Honorare sind höher als die bis-
herigen Musikschullehrerhonora-
re. Ein nicht hinnehmbarer Wi-
derspruch ist es, dass in der Ko-
operationsvereinbarung von
„pädagogischer Kontinuität“ die
Rede ist, aber befristete Dienst-
verträge im Gespräch sind.

Ungeklärt ist die Frage der
Raumnutzung. Die Ganztags-
schulen dehnen ihre Nutzung bis
16 oder 17 Uhr aus. Wo bleibt da
die Musikschule, die ab 14 Uhr
Räume braucht? Dürfen Kinder
ihre Schule für Musikschulunter-
richt verlassen – wie in der Bran-
denburger Rahmenvereinbarung
formuliert?

Die Arbeitsgruppe des Jugend-
senates wird für die Zeit des Mo-
dellversuches also genug zu tun
haben. Wir werden unsere Anlie-
gen weiterhin einbringen. 

Ulrike Philippi

Fachgruppe

Musik

Modellversuch gestartet
Musikschulen und Ganztagsschulen sollen kooperieren

Seminar
Immer mehr Musikschullehre-
rinnen/-lehrer werden aus ehe-
mals stabilen Verhältnissen in
die »freie Wildbahn« gedrängt.
Hochschulabsolventen finden
nach Abschluss ihres Studiums
keine Tätigkeit an der Musik-
schule. Um im gelernten Berufs-
feld tätig sein zu können, ist es
wichtig, die nötigen wirtschaft-
lichen und rechtlichen Kennt-
nisse zu erlangen. Unser Semi-
nar soll helfen, mit Informatio-
nen und Erfahrungsaustausch
zu den steuerlichen und rechtli-
chen Rahmenbedingen für eine
Existenzgründung (u. a. Ich-AG,
betriebswirtschaftliche Betrach-
tung, Rechtsformen), zur Orga-
nisation der Büroarbeit, zur Ak-
quise und zum Umgang mit
Kunden, zu neuen Arbeitsge-
bieten, zu Selbstvermarktung,
Werbung usw.
Das Seminar findet am 16. und
17. April 2005 in der Landes-
musikakademie Berlin statt.
Schriftliche Anmeldung bis zum
15. März 2005 an die Fachgrup-
pe Musik von ver.di Berlin-Bran-
denburg, Köpenicker Str. 30,
10179 Berlin, Tel.: 030-8866-
5403 oder per Fax: 030-8866-
5434. Dort sind auch nähere In-
formationen erhältlich. UP

Glückwunsch

Reiner Melle ist seit über 50
Jahren Mitglied der Gewerk-
schaft. Im ersten Beruf Eisen-
bahner, später als Gitarrist und
Musikschullehrer, hat er es im-
mer als eine Selbstverständlich-
keit angesehen, die beruflichen
Dinge auch als eine politische
Aufgabe zu begreifen. In der
Fachgruppe Musik ist er von
Anfang an dabei, bereichert die
Arbeit mit Humor, Lebenserfah-
rung und Sachkenntnis. Seine
Spezialität sind Tariffragen. Für
die Landesfachgruppe ist er in
der Bundestarifkommission und
hier bei uns als Frankfurter Ver-
treter für Brandenburg. Der
Fachgruppenvorstand Musik
hat ihm auf seiner Dezember-
Sitzung für Ausdauer und Enga-
gement feierlich gedankt. Nun
ist er im Januar auch noch 65
geworden. Lieber Reiner: herzli-
chen Glückwunsch! StG

Hinweis
Der Fachgruppenvorstand tagt
am 18.3.2005, Beginn 9 Uhr,
ver.di-Haus. Interessierte Kolle-
gen sind herzlich eingeladen!

Fotos: transit/v. Polentz

Billiger geht’s nimmer

Zwei Schritte vor, einen zurück
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Lesungen: Fast vergessene
Schriftsteller – Georg Hermann.
Andreas Nachama und Hans-Pe-
ter Reinecke lesen aus „Jettchen
Gebert“.Donnerstag, 3. März
2005, 19.30 Uhr, Literaturhaus,
Fasanenstr. 23, 10719 Berlin.

„Berlin wie es lacht und lä-
stert“. Präsentation der Antholo-
gie II am 26. April 2005, 20.15
Uhr, Lehmanns Fachbuchhand-
lung, Hardenbergstr. 5, 10623
Berlin.

Achtung! Anfrage für Schriftstel-
lerkongreß Juli bis 30. März an je-
weiligen Vorstand einreichen.

RfavMedien          

Stammtisch für Kleindarstel-
ler: jeden 1. Dienstag im Monat
ab 18 Uhr im Restaurant „Götter-
speise“, Neuköllner Oper, U7
Karl-Marx-Straße.

Actorstable für Darstellerinnen
und Darsteller der Film- und Fern-
sehbranche an jedem ersten
Montag im Monat ab 18 Uhr im
Café Rix, Karl-Marx-Str. 141 (di-
rekt U-Bahnhof Karl-Marx-Str.)
Gedankenaustausch und thema-
tische Schwerpunkte, Unkosten-
beitrag 5 Euro, Rückfragen: 
Tel. 030/5 68 48 40 Evelin Gund-
lach und Guenter Messe

Verlage und Agenturen

Stammtisch an jedem zweiten
Donnerstag im Monat, 17 Uhr im
Restaurant „Heidelbeere“, am
Heidelberger Platz. 

Musik

Wir arbeiten nicht im Verbor-
genen! Alle Mitglieder sind herz-
lich zu den Sitzungen des Landes-
und Bezirksfachgruppenvorstan-
des eingeladen! Die Vorstände
tagen von 9.00 bis 12.30 Uhr,
Köpenicker Str. 30. Nächste Sit-
zungen am 18. März und 15.
April. Tel. 030/88 66-54 02.

Senioren

ADN-Senioren: am letzten Mon-
tag jedes Monats um 14 Uhr in
der Begegnungsstätte der Volks-
solidarität, Torstr. 203-206.

„Alte-Barden-Runde”: jeden
zweiten und vierten Mittwoch im
Monat um 15 Uhr im Restaurant
„Alt-Tempelhof”, Alt-Tempelhof
46, 12103 Berlin.

Seniorengruppe Funkhaus:
Mitgliederversammlung am 20.
April, 14 Uhr im Funkhaus Sen-
desaal Block B, Thema: 60. Jah-
restag der Befreiung vom Natio-
nalsozialismus – wo steht Deutsch-
land heute und was ist zu tun?
Gastreferent: Friedrich Schorlem-
mer (angefragt).

Gerhart-Eisler-Kreis: am 3. März,
14 Uhr, Block A, Raum 505, The-
ma: Gibt es einen Ausweg aus dem
PISA-Tief? Oh, du schöne POS?!
Dazu Prof. Dr. Karl-Friedrich Wes-
sel (früher Humboldt-Uni). 
Exkursion für Abonnenten mit
Begleitperson zum Druckhaus der
Berliner Zeitung am 16. März, 18
Uhr zum Andruck – mit Besichti-
gung der technischen Anlagen,
Berlin-Lichtenberg, Am Wasser-
werk 11, Tramlinien M 8, 21, Hal-
testelle Herzbergstr./Siegfriedstr.

Papierverarbeitung

Fachgruppenversammlung an
jedem zweiten Dienstag im Mo-
nat um 16.30 Uhr im Gewerk-
schaftshaus Köpenicker Str. 30. 

Connexx.av

Second-Tuesday-Stammtisch
für freie und selbstständige Me-
dienschaffende aus Privatrund-
funk, Film, AV-Produktion und
Neuen Medien. Nächster Termin
8. März zu Auswirkungen von
Hartz IV. Weiteres unter:
www.connexx-av.de.

Theater & Bühnen

Sitzungen des Geschäftsführen-
den Vorstands der Fachgruppe 10
alle drei Wochen im ver.di-Haus.
Rückmeldungen zur Teilnahme bitte
an Georgia Weiland (Tel. 030-88
66-54 12).  Nächste Termine: 14.
März, 15.00 Uhr, R. 4.12 (erwei-
terter Vorstand), 4. und 25. April
(geschäftsführender Vorstand).

Journalismus

Presseausweise der IOJ: Jeden
zweiten Dienstag im Monat von
13 bis 15 Uhr, Raum 4.12 ver.di-
Neubau, Köpenicker Str. 30.
Nächster Termin 8. März. E-mail:
ioj_deutschland@yahoo.de

Aktive Erwerbslose

Die Erwerbslosen von ver.di
Berlin treffen sich jeden 2. und
4. Donnerstag im Monat um
17.30 in der Köpenicker Str. 30.
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Landesbezirk

Aktuelle Ausstellungen in der
Medien Galerie, Gewerkschafts-
haus Dudenstr. 10, 10965 Berlin
(U 6 Platz der Luftbrücke): „Nur
Frauen“. Eröffnung am 7. März,
18. 00 Uhr: Zum Internationalen
Frauentag und bis Anfang April
zeigt die Medien Galerie Frauen-
bildnisse, Tafelmalerei und Zeich-
nungen des Malers und Grafikers
Kurt-Hermann Kühn.

Internationales

„Englische Gewerkschaftsbe-
wegung im Aufschwung“ –
Diskussionsveranstaltung im Rah-
men des deutsch-britischen Semi-
nars „Unterbietungskonkurrenz in
Europa“ mit englischen Gewerk-
schafterInnen. Donnerstag, 17.3.
2005, um 19 Uhr, Medien Gale-
rie, Dudenstr. 10, 10965 Berlin. 

Seminar

Tagesseminar „Existenzgrün-
dung für Einzelunternehmer und
Microunternehmen“ 3. Mai 2005,
9.30 Uhr bis 16.30 Uhr in der Kö-
penicker Straße 30, 10179 Berlin.
Im Seminar werden Kenntnisse zu
den Rahmenbedingungen einer
Existenzgründung als freiberufli-
cher bzw. gewerblicher Einzelun-
ternehmer oder in Kleinstunter-
nehmen vermittelt. Die Teilnehmer
sollen in die Lage versetzt wer-
den, Chancen und Risiken einer
Selbstständigkeit zu beurteilen. 
Schwerpunkte: Existenzgründung
aus der Arbeitslosigkeit, Grün-
dungsplanung und Risikomini-
mierung, Förderungsmöglichkei-
ten (z. B. Überbrückungsgeld u. a.
Existenzgründungshilfen), Abgren-
zung freiberuflicher und gewerb-
licher Tätigkeit, Anmeldeformalia,
soziale Absicherung, betriebswirt-
schaftliche und steuerliche Aspek-
te, Gemeinschaftsgründungen. 
Anmeldung: Fax 030/88 66-59
34, e-Mail: andreas.koehn@ver-
di.de, Post: ver.di Berlin-Branden-
burg, FB 8, Köpenicker Straße 30,
10179 Berlin. Gebühren: ver.di-
Mitglieder zahlen 13, Nichtmit-
glieder 50 Euro.

Literatur

VS-Stammtisch: Jeden ersten
Donnerstag im Monat im „Terzo
Mondo“, Grolmanstr. 28, zwei
Minuten vom U-Bahnhof Uhland-
str. (U 15) entfernt oder vom S-
Bahnhof Savignyplatz. Besonder-
heit im März: siehe VS-Seite 13.

Ulla Pingel (Tel. 030/621 24 50)
und Olaf Zygalsky (Tel. 782 13
34) sind ehrenamtliche Sprecher.

Redaktion „Forum der Nicht-
arbeit“ produziert ein wöchentli-
ches tv-Magazin, Ausstrahlung
im „Offenen Kanal Berlin“ jeden
Sonntag 20.30 Uhr, montags 19
Uhr. Die Crew freut sich über
weitere Mitstreiter, Redaktions-
treffen donnerstags 20 Uhr, Tel.
030/220 13 755 oder 030/25 01
52 24.

Bildende Kunst

Kunst-Kreuz in Berlin Friedrichs-
hain vom 16. Juni bis 15. Juli 2005.
Info’s unter: www.kulturring.org.
Anmeldungen bis 31. März 2005
unter kunstkreuz@kulturring.org

Frauen

Der Frauenstammtisch des Fach-
bereiches 8 trifft sich an jedem
letzten Donnerstag in ungeraden
Monaten um 18 Uhr im „Casa-
lot“, Claire-Waldoff-Str. 5 (Orani-
enburger Tor, U6). 
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Das Bundesarbeitsgericht (BAG)
versagte einer Volontärin bei ei-
nem regionalen Fernsehsender
den Weiterbeschäftigungsan-
spruch aus § 78a Betriebsverfas-
sungsgesetz (BetrVG) nach Ab-
lauf ihres Volontariatsvertrages.

Die Klägerin, Absolventin eines
Publizistikstudiums, war nach vor-
herigem Praktikum in der Zeit
vom 1. März 2001 bis zum 28.
Februar 2002 mit einem befriste-
ten Volontariatsvertrag zur Vor-

bereitung auf die Aufgaben einer
Fernsehredakteurin beschäftigt.
Im Dezember 2001 wurde sie
Mitglied des Betriebsrates. Recht-
zeitig vor Ablauf des befristeten
Vertrages machte sie den Weiter-
beschäftigungsanspruch geltend. 

Danach gilt ein Arbeitsverhält-
nis als begründet, wenn inner-
halb der letzten drei Monate vor

Ausbildungsabschluß gegenüber
dem Arbeitgeber die Weiterbe-
schäftigung schriftlich beantragt
wurde. Das soll betriebliche Inter-
essenvertreter, die sich noch in
der Ausbildung befinden, schüt-
zen. Denn Berufsausbildungsver-
hältnisse enden grundsätzlich mit
Ablauf der Ausbildungszeit, ohne
dass es einer Kündigung bedarf.
Deshalb greift der ansonsten für
betriebliche Interessenvertreter
geltende besondere Kündigungs-
schutz nach § 103 BetrVG in die-
sen Fällen nicht. Der Weiterbe-
schäftigungsantrag der Volontä-
rin wurde im vorliegenden Fall
von der Arbeitgeberin abgelehnt.
Die dagegen erhobenen Klagen
blieben durch alle Instanzen, in-
klusive des BAG, erfolglos. 

Das BAG lehnte den Weiterbe-
schäftigungsanspruch ab, weil es
den konkreten Volontariatsver-
trag nicht als Ausbildungsvertrag
im Sinne des BetrVG qualifizierte.
Vielmehr wurde der Vertrag als
gewöhnliches Arbeitsverhältnis
eingeordnet. Danach stünde nicht

der Ausbildungszweck, also die
Vermittlung beruflicher Kenntnis-
se, sondern die Erbringung von
Arbeitsleistung im Vordergrund,
so die Begründung des BAG. In
diesem Kontext wurde auf einzel-
ne Abreden des Volontariatsver-
trages verwiesen, die nach der
Wertung des Gerichts Inhalt von
ganz normalen Arbeitsverhältnis-
sen sind. Auch fehle es an weite-
ren von der Rechtsprechung be-
nannten Anforderungen, gesetz-
lichen- oder tarifvertraglichen Re-
gelungen bzw. einer abgestimm-
ten Ausbildungspraxis.

Bei bloßer Befragung eines
Wörterbuches hätten die Bundes-
richter feststellen können, dass es
sich bei einem Volontär von Na-
tur aus um einen „auszubilden-
den Arbeitnehmer“ handelt.  Kon-
sequenterweise wäre dann auch
eine Differenzierung zwischen
„Ausbildungsvolontär“ und „Ar-
beitsvolontär“, wie sie das BAG
nun vorgenommen hat, nicht ge-
geben. Auch vermag die Ent-
scheidung des BAG nicht zu er-

klären, welchen Sinn ein Volonta-
riat im Bereich des Fernsehens
machen soll, wenn im Mittel-
punkt des Vertrages lediglich die
Erbringung der Arbeitsleistung
steht. 

Schlimm genug, dass günstige
Arbeitsleistung oft die eigentliche
Motivation der Arbeitgeber für
den Abschluß von Volontärver-
trägen darstellt. Das sollte jedoch
Grund genug sein, dieses Dilem-
ma nicht höchstrichterlich weiter
zu zementieren!

Volontäre im Fernsehbereich,
die in der betrieblichen Interes-
senvertretung aktiv mitarbeiten,
sollten darauf achten, in ihrem
Volontariatvertrag wenigstens den
Ausbildungszweck explizit zu ver-
einbaren. (Az: BAG 7 AZR
129/04). Johannes Heuschmid

alles  wa s recht ist
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Nach dem Volontariat das Aus
Keine Weiterbeschäftigung für Betriebsratsmitglied bei regionalem TV-Sender

Literaturtipp

Schwarzbuch
ver.di macht öffentlich, wie bei
der Discount-Kette Lidl systema-
tisch elementare Beschäftigten-
rechte verletzt werden. Der
Bestseller kann von ver.di-Mit-
gliedern für 8 Euro plus Ver-
sandkosten bestellt werden bei
der verdi gmbh medien/buch-
handel/verlag unter:
Fax 030/69 56 31 60 oder bei
manina.walter@verdigmbh.de,
Tel. 030/ 69 56 12 62: 
Schwarz-Buch Lidl. Billig auf Ko-
sten der Beschäftigten. Von
Andreas Hamann und Gudrun
Giese, Berlin 2004, 103 S., ISBN
3-932349-12-1
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KULTUR Wir sind versiert in der Umsetzung komplexer
gestalterischer, farb- und bildbetonter Anforderungen,
wie sie Kunst- und Kulturinstitute stellen. 

GEWERKSCHAFT Wir sind engagiert in der journalistischen Gestaltung
von Gewerkschaftspublikationen.

SOZIALES Wir sind kompetent und ideenreich im Konzipieren
zielgruppengerechter Printmedien.

Arbeitsleistung nicht

Ziel des Volontariats


